
Informationen

7-
8/

20
16

É

É

É

Ladenöffnung an Sonn- und 
Feiertagen nach § 6 Hessisches 
Ladenöffnungsgesetz

Seite 3

Seite 12

Seite 5

Starkregen und Überflutungsgefahren 

in Kommunen – Sind Sie vorbereitet?

Die ganze Stadt in einer Zahl – 
Einführung eines Finanzstatus-
berichts geplant

É Seite 15

Mitgliederversammlung 
des Hessischen Städtetages

 



INHALTSVERZEICHNIS

É Titel

Die ganze Stadt in einer Zahl - Einführung 
eines Finanzstatusberichts geplant	 5

Hessens Städte wollen nicht neben den eigenen 
Alt-Defiziten auch noch für die Kassenkredite ihrer 
Landkreise gerade stehen 	 6

Aktuelle Fragen der Gesundheitspolitik	 8

Netzwerkveranstaltung „Engagiert für Flüchtlinge“ 
in Frankenberg (Eder)	 9

Bündnis für Ausbildung in Hessen – 
Hessischer Städtetag zieht positive Bilanz	 10

Ladenöffnung an Sonn- und Feiertagen nach § 6 
Hessisches Ladenöffnungsgesetz	 3

INHALTSVERZEICHNIS

É Titel

Bedarfsgestützter KFA anderer Länder – 
Vorbild für Hessen? 4

Statistik in Hessen vor neuer Herausforderung 5

Regionale AGen:  
Grundschulträgerschaft für Gemeinden 5

Steuerrecht für Stadtverordnete 6

É Soziales
und Integration

Sozialleistungen für Zuwanderer –
EU legt Leitfaden vor 7

Bund muss Kosten der Zuwanderung übernehmen 8

Steigende Zahlen von Flüchtlingen mit vielfältigen 
Problemlagen erfordern höhere Landeserstattung 8

BMI: 2013 höchste Asylbewerberzahl seit 1999 9

Ehemalige Sicherungsverwahrte – 
Land und Kommunen kooperieren 10

Workshop Arbeitgeberservice der 
hessischen Kommunalen Jobcenter 11

É Aus dem 
Städtetag

Gremientermine 18

Zu den Themen dieser Ausgabe 18 

Seminare 19

Der neue Koalitionsvertrag – ein Blick auf 
den Bereich Verkehr und ÖPNV   16

Neue Hoffnung im Bereich der 
wirtschaftlichen Betätigung  17

É Finanzen

É Wirtschaft 
und Verkehr

Immer weniger Bürger engagieren sich ehrenamtlich 3

Änderungen des Hessischen Kinder- und Jugend-
hilfegesetzbuches (HKJGB) in Kraft getreten 12

Bildung, Kinder
und Jugend

É

Noch mehr unmittelbare Demokratie? 13

Mehr Urlaub für jüngere Beamtinnen und Beamte 13

Dienstrechtsreform: Rückblick und Ausblick 14

Schilder „Radarkontrolle“ können abmontiert werden 16

Großveranstaltungen im Sport in Hessen 2014 19

É Sport, Kultur 
und Ehrenamt

É Recht, Personal
und Ordnung

INHALTSVERZEICHNIS

É Titel

Bedarfsgestützter KFA anderer Länder – 
Vorbild für Hessen? 4

Statistik in Hessen vor neuer Herausforderung 5

Regionale AGen:  
Grundschulträgerschaft für Gemeinden 5

Steuerrecht für Stadtverordnete 6

É Soziales
und Integration

Sozialleistungen für Zuwanderer –
EU legt Leitfaden vor 7

Bund muss Kosten der Zuwanderung übernehmen 8

Steigende Zahlen von Flüchtlingen mit vielfältigen 
Problemlagen erfordern höhere Landeserstattung 8

BMI: 2013 höchste Asylbewerberzahl seit 1999 9

Ehemalige Sicherungsverwahrte – 
Land und Kommunen kooperieren 10

Workshop Arbeitgeberservice der 
hessischen Kommunalen Jobcenter 11

É Aus dem 
Städtetag

Gremientermine 18

Zu den Themen dieser Ausgabe 18 

Seminare 19

Der neue Koalitionsvertrag – ein Blick auf 
den Bereich Verkehr und ÖPNV   16

Neue Hoffnung im Bereich der 
wirtschaftlichen Betätigung  17

É Finanzen

É Wirtschaft 
und Verkehr

Immer weniger Bürger engagieren sich ehrenamtlich 3

Änderungen des Hessischen Kinder- und Jugend-
hilfegesetzbuches (HKJGB) in Kraft getreten 12

Bildung, Kinder
und Jugend

É

Noch mehr unmittelbare Demokratie? 13

Mehr Urlaub für jüngere Beamtinnen und Beamte 13

Dienstrechtsreform: Rückblick und Ausblick 14

Schilder „Radarkontrolle“ können abmontiert werden 16

Großveranstaltungen im Sport in Hessen 2014 19

É Sport, Kultur 
und Ehrenamt

É Recht, Personal
und Ordnung

INHALTSVERZEICHNIS

É Titel

Fraktionsmittel – weder für den 
Mandatsträger noch für die Partei 4

É Soziales
und Integration

Ausbildungsbegleitung in Berufsschule
und Betrieb optimieren 5

É Aus dem 
Städtetag

Seminare 15

Präsidium und Hauptausschuss tagten in Hünfeld –
Beschlüsse zu Flüchtlingen und zur Neuordnung 
des kommunalen Finanzausgleichs 2014 16

Mitgliederversammlung am 8 Mai 2014
in der Barockstadt Fulda 17

Gremientermine 18

Unser Vizepräsident Bürgermeister 
Dr. Eberhard Fennel geht in den 
verdienten Ruhestand 19

Freiherr-vom-Stein-Plakette für Dr. Eberhard Fennel 19

Europäisches Beihilferecht für Kommunen
und kommunale Unternehmen   11

Wirtschaftliche Betätigung der Kommunen
im Zeichen der Energiewende  12

Energie: Koalitionsvertrag weckt
kommunale Erwartungen  13

É Finanzen

É Wirtschaft 
und Verkehr

Der „Herbsterlass“ – Kommunen unter Druck 3

Fachtagung zum 14. Kinder- und
Jugendbericht in Dietzenbach 6

Bildung, Kinder
und Jugend

É

Strafbarkeit von Gemeindevertretern 7

Start für Leistungsentgeld verzögert sich 8

Drei-Prozent-Sperrklausel im Europawahlrecht
ist verfassungswidrig 9

Gastbeitrag:
Nachhaltigkeit im Beschaffungswesen 10

Erste Sitzung AG Hessischer 
Sportämter in Wiesbaden 15

Sport, Kultur 
und Ehrenamt

É

É Recht, Personal
und Ordnung

Überlegungen zu einem 
Landes-E-Government-Gesetz in Hessen   14

É Umwelt, Bau
und Planung

Starkregen und Überflutungsgefahren 
in Kommunen – Sind Sie vorbereitet?	 12

Hessischer Städtetag spricht sich gegen den 
Entwurf des Hessischen Gesetzes zur Ausführung 
des Baugesetzbuches aus	 14

Aufhebung der Gebührenfreistellung bei 
Bauvorhaben des Landes Hessen 	 15

Mitgliederversammlung des 
Hessischen Städtetages	 15

INHALTSVERZEICHNIS

É Titel

Fraktionsmittel – weder für den 
Mandatsträger noch für die Partei 4

É Soziales
und Integration

Ausbildungsbegleitung in Berufsschule
und Betrieb optimieren 5

É Aus dem 
Städtetag

Seminare 15

Präsidium und Hauptausschuss tagten in Hünfeld –
Beschlüsse zu Flüchtlingen und zur Neuordnung 
des kommunalen Finanzausgleichs 2014 16

Mitgliederversammlung am 8 Mai 2014
in der Barockstadt Fulda 17

Gremientermine 18

Unser Vizepräsident Bürgermeister 
Dr. Eberhard Fennel geht in den 
verdienten Ruhestand 19

Freiherr-vom-Stein-Plakette für Dr. Eberhard Fennel 19

Europäisches Beihilferecht für Kommunen
und kommunale Unternehmen   11

Wirtschaftliche Betätigung der Kommunen
im Zeichen der Energiewende  12

Energie: Koalitionsvertrag weckt
kommunale Erwartungen  13

É Finanzen

É Wirtschaft 
und Verkehr

Der „Herbsterlass“ – Kommunen unter Druck 3

Fachtagung zum 14. Kinder- und
Jugendbericht in Dietzenbach 6

Bildung, Kinder
und Jugend

É

Strafbarkeit von Gemeindevertretern 7

Start für Leistungsentgeld verzögert sich 8

Drei-Prozent-Sperrklausel im Europawahlrecht
ist verfassungswidrig 9

Gastbeitrag:
Nachhaltigkeit im Beschaffungswesen 10

Erste Sitzung AG Hessischer 
Sportämter in Wiesbaden 15

Sport, Kultur 
und Ehrenamt

É

É Recht, Personal
und Ordnung

Überlegungen zu einem 
Landes-E-Government-Gesetz in Hessen   14

É Umwelt, Bau
und Planung

Mitglieder der regionalen Arbeitsgemeinschaften
erwarten Senkung des Kreisumlagehebesatzes 	 16

Rüsselsheim am Main ist die Hessentagsstadt 2017 	 17

Bürgermeister Dr. Gerald Näser verstorben	 17

Gremientermine	 18

Unterstützung für Kommunale Selbstverwaltung 
in Benin	 10

Keine Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragten im Personalrat	 11

INHALTSVERZEICHNIS

É Titel

Bedarfsgestützter KFA anderer Länder – 
Vorbild für Hessen? 4

Statistik in Hessen vor neuer Herausforderung 5

Regionale AGen:  
Grundschulträgerschaft für Gemeinden 5

Steuerrecht für Stadtverordnete 6

É Soziales
und Integration

Sozialleistungen für Zuwanderer –
EU legt Leitfaden vor 7

Bund muss Kosten der Zuwanderung übernehmen 8

Steigende Zahlen von Flüchtlingen mit vielfältigen 
Problemlagen erfordern höhere Landeserstattung 8

BMI: 2013 höchste Asylbewerberzahl seit 1999 9

Ehemalige Sicherungsverwahrte – 
Land und Kommunen kooperieren 10

Workshop Arbeitgeberservice der 
hessischen Kommunalen Jobcenter 11

É Aus dem 
Städtetag

Gremientermine 18

Zu den Themen dieser Ausgabe 18 

Seminare 19

Der neue Koalitionsvertrag – ein Blick auf 
den Bereich Verkehr und ÖPNV   16

Neue Hoffnung im Bereich der 
wirtschaftlichen Betätigung  17

É Finanzen

É Wirtschaft 
und Verkehr

Immer weniger Bürger engagieren sich ehrenamtlich 3

Änderungen des Hessischen Kinder- und Jugend-
hilfegesetzbuches (HKJGB) in Kraft getreten 12

Bildung, Kinder
und Jugend

É

Noch mehr unmittelbare Demokratie? 13

Mehr Urlaub für jüngere Beamtinnen und Beamte 13

Dienstrechtsreform: Rückblick und Ausblick 14

Schilder „Radarkontrolle“ können abmontiert werden 16

Großveranstaltungen im Sport in Hessen 2014 19

É Sport, Kultur 
und Ehrenamt

É Recht, Personal
und Ordnung

Broschüre zum Hessischen 
Gleichberechtigungsgesetz erschienen	 11

Krankenstand in den Mitgliedstädten 
des Deutschen Städtetages  	 12



Hessischer Städtetag  |  Informationen 7-8/2016

INHALTSVERZEICHNIS

É Titel

Fraktionsmittel – weder für den 
Mandatsträger noch für die Partei 4

É Soziales
und Integration

Ausbildungsbegleitung in Berufsschule
und Betrieb optimieren 5

É Aus dem 
Städtetag

Seminare 15

Präsidium und Hauptausschuss tagten in Hünfeld –
Beschlüsse zu Flüchtlingen und zur Neuordnung 
des kommunalen Finanzausgleichs 2014 16

Mitgliederversammlung am 8 Mai 2014
in der Barockstadt Fulda 17

Gremientermine 18

Unser Vizepräsident Bürgermeister 
Dr. Eberhard Fennel geht in den 
verdienten Ruhestand 19

Freiherr-vom-Stein-Plakette für Dr. Eberhard Fennel 19

Europäisches Beihilferecht für Kommunen
und kommunale Unternehmen   11

Wirtschaftliche Betätigung der Kommunen
im Zeichen der Energiewende  12

Energie: Koalitionsvertrag weckt
kommunale Erwartungen  13

É Finanzen

É Wirtschaft 
und Verkehr

Der „Herbsterlass“ – Kommunen unter Druck 3

Fachtagung zum 14. Kinder- und
Jugendbericht in Dietzenbach 6

Bildung, Kinder
und Jugend

É

Strafbarkeit von Gemeindevertretern 7

Start für Leistungsentgeld verzögert sich 8

Drei-Prozent-Sperrklausel im Europawahlrecht
ist verfassungswidrig 9

Gastbeitrag:
Nachhaltigkeit im Beschaffungswesen 10

Erste Sitzung AG Hessischer 
Sportämter in Wiesbaden 15

Sport, Kultur 
und Ehrenamt

É

É Recht, Personal
und Ordnung

Überlegungen zu einem 
Landes-E-Government-Gesetz in Hessen   14

É Umwelt, Bau
und Planung

Ladenöffnung an Sonn- und Feiertagen 
nach § 6 Hessisches Ladenöffnungsgesetz

(Oe) Nach § 6 Abs. 1 Satz 1 HLöG 
sind die Gemeinden aus Anlass von 
Märkten, Messen, örtlichen Festen 
oder ähnlichen Veranstaltungen be-
rechtigt, abweichend von § 3 Abs. 
2 Nr. 1 HLöG die Öffnung von Ver-
kaufsstellen an jährlich bis zu vier 
Sonn- und Feiertagen durch Allge-
meinverfügung freizugeben. 

Da sich am gesetzlichen Tatbe-
standsmerkmal „aus Anlass von 
Märkten …“ in der Praxis und an-
schließend auch vor Gericht immer 
wieder Auslegungsschwierigkeiten 
entzünden, hatte der Hessische 
Städtetag sein Begehr, die anlassbe-
zogene Einschränkung in § 6 HLöG 
zu streichen, in der Stellungnahme 
vom 9.4.2015 an den Hessischen 
Landtag und im Juni 2014 dem Hes-
sischen Sozialminister erfolglos vor-
getragen. 

Eine Änderung des Hessischen La-
denöffnungsgesetzes ist nicht be-
absichtigt. Ein Gesetzentwurf der 
FDP-Fraktion (Drs. 19/1196 vom 
4.12.2014) sah eine anlassunabhän-
gige Freigabe vier verkaufsoffener 
Sonntage vor. Zudem sollte bei Be-
schränkung der Offenhaltung von 
Verkaufsstellen auf bestimmte Be-
zirke/Stadtteile nur den Verbrauch 
der insgesamt vier verkaufsoffenen 
Sonntage für diesen Bezirk bedeu-
ten. Dies wäre den Stadtteilen großer 
Städte zwar entgegen gekommen, 
hätte im Extremfall aber dazu ge-
führt, dass in großen Städten in ei-
nem Stadtbezirk am Sonntag immer 
die Läden geöffnet gewesen wären. 
Die unter staatlichem Schutz stehen-
de Sonn- und Feiertagsruhe nach 
Artikel 140 Grundgesetz wäre damit 
– auch aus Sicht der Kommunen und 
Arbeitnehmer – sehr strapaziert wor-
den. Die Fraktion der FDP hat diese 
Gesetzesergänzung mit Änderungs-
antrag Drs. 19/3216 vom 10.3.2016 
zurückgenommen, der Gesetzesan-
trag im Übrigen wurde von den Re-
gierungsfraktionen abgelehnt. 

Zu Wettbewerbsverzerrungen führ-
te, dass Gewerkschaften oder/und 
Kirchen in einem Fall vor Gericht 
zogen, in anderen Städten nicht. Die 
„Allianz für den freien Sonntag“, ein 
Zusammenschluss aus Vertretern 
der Kirche und Gewerkschaften in 
Hessen, hat in den vergangenen 
Monaten verstärkt Städte erfolg-
reich verklagt. 

Im Nachgang zu diesen gerichtli-
chen Untersagungen verkaufsof-
fener Sonntage hat das zuständige 
Sozialministerium den Anlass-Be-
griff sowie die räumliche und gegen-
ständliche Beschränkung der sonn- 
und feiertäglichen Ladenöffnung 
nach § 6 HLöG auf der Grundlage 
ergangener Rechtsprechung kon-
kretisiert und ist „zuversichtlich“, 
diesbezügliche Unsicherheiten da-
mit ausräumen zu können. 

Das Sozialministerium fasst die 
Rechtsprechung im Wesentlichen 
wie folgt zusammen:

Kein nur wirtschaftliches Umsatz-
interesse – Beträchtlicher Besu-
cherstrom
Mit der Regelung in § 6 Abs. 1 Satz 
1 HLöG ist der Gesetzgeber seinem 
Schutzauftrag für die Sonn- und 
Feiertage aus Art. 139 Weimarer 

Reichsverfassung (WRV) i.V.m. Art. 
140 Grundgesetz (GG) nachgekom-
men. Dieser verpflichtet ihn nach 
der Rechtsprechung des BVerfG, 
Sonn- und Feiertage erkennbar als 
Tage der Arbeitsruhe zur Regel zu 
erheben und Ausnahmen nur bei ei-
nem dem Sonntagsschutz gerecht 
werdenden Sachgrund zuzulassen; 
ein bloß wirtschaftliches Umsatzin-
teresse der Verkaufsstelleninhaber 
und ein alltägliches Erwerbsinteres-
se („Shopping-Interesse“) genügen 
grundsätzlich nicht, um Ausnahmen 
von dem verfassungsunmittelbar 
verankerten Schutz der Arbeitsruhe 
und der Möglichkeit zu seelischer 
Erhebung an Sonn- und Feierta-
gen zu rechtfertigen. Ausgehend 
vom Wortlaut der Vorschrift muss 
der Markt, die Messe, das örtliche 
Fest oder die ähnliche Veranstal-
tung deshalb die „Hauptsache“ sein 
und die Sonntagsöffnung lediglich 
der „Nebeneffekt“. Die Rechtspre-
chung erkennt einen Anlass ge-
benden Grund für die Offenhaltung 
von Verkaufsstellen nur bei solchen 
Veranstaltungen an, die - auch ohne 
Offenhalten von Verkaufsstellen - für 
sich genommen interessant genug 
sind, um einen „beträchtlichen Be-
sucherstrom“ anzuziehen. Der Be-
sucherstrom darf nicht erst durch 
die Offenhaltung der Verkaufsstellen 

Wirtschaftliches Umsatzinteresse allein zählt nicht

©
 o

ne
in

ch
pu

nc
h,

 F
ot

ol
ia

3 É



Hessischer Städtetag  |  Informationen 7-8/2016

ausgelöst werden, sondern muss 
selbst das Bedürfnis für die Offen-
haltung der Verkaufsstellen auslö-
sen.

Notwendig ist eine im Zeitpunkt des 
Erlasses der Freigabeentscheidung 
getroffene Prognose dahingehend, 
dass die Veranstaltung eine hohe 
Besucherzahl erwarten lässt, die 
ihrerseits die Öffnung der örtlichen 
Verkaufsstellen rechtfertigen kann. 
Insoweit kommt es nicht auf die 
Motivation der Initiatoren an, die zur 
Festsetzung der Veranstaltung ge-
führt hat; maßgeblich ist allein das 
äußere Erscheinungsbild und das 
objektive Gewicht der Veranstaltung 
und ob sie geeignet ist, beträchtli-
che Besucherströme auszulösen. 
Das Gewicht eines Marktes kann 
sich beispielsweise aus einem un-
gewöhnlichen, auf ein „Marktthe-
ma“ bezogenen Warenangebot, ei-
nem kulturellen Rahmenprogramm, 
Volksbelustigungen oder anderen 
Attraktivitäten ergeben.

Geringe prägende Wirkung 
der Ladenöffnung
Eine sonntägliche Öffnung von Ver-
kaufsstellen mit uneingeschränk-
tem Warenangebot ist nach dem 
BVerwG nur dann ausnahmsweise 
hinnehmbar, wenn sie von geringer 
prägender Wirkung für den öffent-
lichen Charakter des Tages ist. Die 
öffentliche Wirkung der traditionell 
auch an Sonn- und Feiertagen statt-
findenden Märkte, Messen oder 
ähnlichen Veranstaltungen muss 
gegenüber der typisch werktägli-
chen Geschäftigkeit der Ladenöff-
nung im Vordergrund stehen. Die 
Ladenöffnung entfaltet dann eine 
geringe prägende Wirkung, wenn sie 
nach den gesamten Umständen als 
bloßer Annex zur anlassgebenden 
Veranstaltung erscheint.

Räumliche und gegenständliche 
Beschränkung
Eine geringe prägende Wirkung der 
Ladenöffnung kann in der Regel nur 
dann angenommen werden, wenn 
die Ladenöffnung auf das Umfeld 
des Marktes begrenzt wird, weil nur 
insoweit ihr Bezug zum Marktge-

schehen erkennbar bleibt. Je grö-
ßer die Ausstrahlungswirkung des 
Marktes wegen seines Umfangs 
oder seiner besonderen Attraktivität 
ist, desto weiter reicht der räumliche 
Bereich, in dem die Verkaufsstellen-
öffnung noch in Verbindung zum 
Marktgeschehen gebracht wird. 
Bei auf bestimmte Handelszweige 
beschränkten Märkten kann der er-
forderliche Bezug auch thematisch 
dadurch hergestellt werden, dass 
die Ladenöffnung nur für dieselben 
Handelszweige zugelassen wird.
Nach § 6 Abs. 2 HLöG kann die 
Gemeinde die Offenhaltung der 
Verkaufsstellen an Sonn- und Fei-
ertagen auf bestimmte Bezirke und 
Handelszweige beschränken. Der 
Zweck des § 6 Abs. 1 HLöG besteht 
darin, den Bedürfnissen eines aus 
einem anderen anerkannten Grund 
resultierenden Besucherstroms 
Rechnung zu tragen und dem Einzel-
handel durch die Einbeziehung der 
Verkaufsstellen in die Veranstaltung 
die Möglichkeit zu geben, den Besu-
cherandrang auch für sich zu nutzen. 
Diese Regelung dient damit zum 
einen der Gleichbehandlung von 
örtlichen Verkaufsstellen und Veran-
staltungsbeschickern, zugleich aber 
auch der Gleichbehandlung der ört-
lichen Händler untereinander, deren 
Angebot nicht bereits zum Inhalt der 
festgesetzten Veranstaltung gehört, 
da angesichts der nur vier für eine 
Sonntagsöffnung in Betracht kom-
menden Sonntage schon faktisch 
nicht alle Branchen einen eigenen 
Markt oder Ähnliches veranstalten 
oder in eine derartige Veranstaltung 
mit einbezogen werden können. Die 
Ermessensausübung kann sich hin-
sichtlich der räumlichen Beschrän-
kung der Ladenöffnung zu einer 
Pflicht zur Beschränkung verdich-
ten, soweit zwischen der AnIassver-
anstaltung und der Ladenöffnung 
kein nachvollziehbarer Zusammen-
hang besteht. Dies kann etwa in 
Städten oder Gemeinden mit meh-
reren Ortsteilen der Fall sein, wenn 
die Anlassveranstaltung nur in einem 
Stadt- oder Ortsteil stattfindet; dann 
ist es in der Regel ermessensfehler-
haft, eine Ladenöffnung im gesam-
ten Stadt- oder Gemeindegebiet zu-

zulassen. Das Tatbestandsmerkmal 
„aus Anlass von Märkten, Messen 
...“ kann für einzelne Ortsteile nicht 
erfüllt sein, wenn sich die betreffen-
de Veranstaltung dort allein schon 
aus räumlichen Erwägungen nicht 
mehr auswirken kann und der von 
ihr hervorgerufene Besucherstrom 
einer Versorgung durch bestimmte 
Geschäfte dort nicht bedarf. Eine 
Sonntagsöffnung von Verkaufsstel-
len mit unbeschränktem Warenan-
gebot ist schließlich nur zulässig, 
wenn die den öffentlichen Charakter 
des Tages prägende Wirkung einer 
solchen Veranstaltung gegenüber 
dem typisch werktäglichen Cha-
rakter der Ladenöffnung überwiegt. 
Dem BVerwG zufolge kann bei auf 
bestimmte Handelszweige be-
schränkten Märkten der erforder-
liche Bezug zum Marktgeschehen 
thematisch dadurch hergestellt wer-
den, dass die Ladenöffnung nur für 
dieselben Handelszweige zugelas-
sen wird.

Zurückhaltende Freigabe sonn- 
und feiertäglicher Ladenöffnung
Der Hessische VGH hat in seinem Ur-
teil zum Darmstädter Ostermarkt im 
Mai 2014 darauf hingewiesen, dass 
eine äußerste Zurückhaltung bei 
der Freigabe sonntäglicher Laden-
öffnungen immer mehr Bedeutung 
gewinne angesichts der Auswirkun-
gen der vollständigen Freigabe der 
Ladenöffnungszeiten an Werktagen 
einschließlich der Samstage von 0 
bis 24 Uhr durch den Gesetzgeber in 
§ 3 Abs. 1 HLöG im Jahr 2006.
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Finanzen

Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2014

Nach dem Urteil des hessischen 
Staatsgerichtshofs aus dem Mai 
2013 muss das Land Hessen den 
Bedarf der hessischen Kommunen 
analysieren und die Verteilung der 
Finanzmittel an seine Kommunen 
daran ausrichten.

Bisher gibt es nur zwei Länder, die 
nach einer solchen Bedarfsanalyse 
Mittel an ihre Kommunen verteilen: 
Thüringen und Sachsen-Anhalt. 
Am 23.1.2014 referierten die Ge-
schäftsführer der Schwesterver-
bände aus Sachsen-Anhalt und 
Thüringen Jürgen Leindecker und 
Ralf Rusch auf Einladung von Ober-
bürgermeister Gerhard Möller, Prä-
sident unseres Verbandes, bei einer 
Fachkonferenz in Fulda.

Die Frage der hessischen Kommu-
nen lautet: Dienen uns die beiden 
Länder als Vorbilder? 

Nach dem Urteil des Staatsge-
richtshofs vom 21.5.2013 ist die Be-
darfsanalyse für die drei Felder der 
Finanzmittelverteilung maßgeblich: 
1. den vertikalen Finanzausgleich, 
 also die Höhe der Finanzaus-
 gleichsmasse,
2. die Verteilung der Finanzaus-
 gleichsmasse an Städte, Ge-
 meinden und Landkreise (1. Ele-
 ment der horizontalen Finanzver-
 teilung),
3. die Höhe von Umlagen innerhalb 
 der kommunalen Ebene (2. Ele-
 ment der horizontalen Finanzver-
 teilung).

Die beiden Länder Thüringen und 
Sachsen-Anhalt analysieren den 
kommunalen Bedarf. Sie nutzen die-
se Ergebnisse vor allem für die sog. 
vertikale Finanzmittelverteilung. Für 
die Verteilung der Mittel innerhalb 
der Kommunen spielt er eine unter-
geordnete Rolle.

Vertikaler Finanzausgleich in 
Thüringen und Sachsen-Anhalt
Thüringen ermittelt seine Finanz-
ausgleichsmasse offensichtlich 

Bedarfsgestützter KFA anderer Länder – Vorbild für Hessen?

nach dem Start seines neuen Fi-
nanzausgleichssystems („Eintakt-
punkt“) nicht mehr nur aufgrund ei-
ner Bedarfsanalyse. Nicht allein der 
kommunale Bedarf, sondern der so 
genannte Partnerschaftsgrundsatz 
bestimmt künftig die Finanzaus-
gleichsmasse.

Sachsen-Anhalt arbeitet ersichtlich 
nach der Methode „Ausgabe = Be-
darf“, die wir auch für Hessen grund-
sätzlich für richtig halten (Hessen: 
„Ausgabe = (mindestens) Bedarf“).
Zu klären sein wird hier aber, ob der 
kommunale Bedarf die Leitschnur 
auch in den kommenden Jahren 
bleiben wird.
Richtschnur in Sachsen-Anhalt ist 
auch der Ausgabebedarf westli-
cher Vergleichsländer (Rheinland-
Pfalz, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein). Sachsen-Anhalt hat im 
Vergleich der „neuen“ Länder nach 
Gutachter-Meinung überdurch-
schnittlich hohe Aufwendungen und 
unterdurchschnittliche Erträge. Dies 
akzeptiert Sachen-Anhalts Gesetz-
geber nicht mehr mit Blick darauf, 
dass die im Zuge der Unterstützung 
der „neuen“ Länder geleisteten Zu-
weisungen zum Jahr 2020 auslaufen 
werden. 

Schlussfolgerungen für Hessen
Die Entscheidung des Hessischen 
Staatsgerichtshofs, der Finanz-
ausgleich müsse am Bedarf der 

Kommunen ausgerichtet sein, bie-
tet Hessens Kommunen grund-
sätzlich mehr Sicherheit in ihrer Fi-
nanzgestaltung. Die Aufteilung der 
Finanzmittel zwischen Land und 
Kommunen liegt in der Hand des 
Landesgesetzgebers. Daher ist es 
gut für die nicht zur Entscheidung 
berufenen Kommunen, wenn objek-
tive Kriterien das Land binden. 

Der hessische Staatsgerichtshof hat 
mit seinem Urteil aber mit der P icht 
des Landes zur Bedarfsermittlung 
einen Weg gewiesen, der dem Ge-
setzgeber eine – letztlich wieder vom 
Staatsgerichtshof selbst zu über-
prüfende – Leitlinie setzt.

Die verantwortlichen Gremien des 
Hessischen Städtetages sehen da-
her als richtig an, dass
• der kommunale Bedarf (mindes-
 tens) den kommunalen Ausgaben 
 gleichgesetzt ist,
• das Land als Gesetzgeber den 
 Beweis dafür anzutreten hat, dass 
 der Bedarf unterhalb der kommu-
 nalen Ausgabe liegt.

Der Bedarf als Kriterium ist folge-
richtig nicht nur „Eintaktpunkt“. Er 
sollte vielmehr Jahr für Jahr bestim-
mend sein für das Verhältnis der 
Finanzbeziehungen zwischen Land 
und Kommunen, konkret also für die 
Bestimmung der Finanzausgleichs-
masse. 

Konzentrierte Zuhörerschaft: Die Geschäftsführer Jürgen Leindecker (stehend, Städ-

te- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt) und Ralf Rusch (Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen, zwei Plätze weiter links) referierten auf Einladung von Präsident OB Ger-

hard Möller im Rahmen einer Fachtagung in Fulda

Finanzen
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Die ganze Stadt in einer Zahl - Einführung 
eines Finanzstatusberichts geplant

(Ri) Einundzwanzig Anlagen enthält 
die GemHVO. Diese haben die Funk-
tion, Stadtverordneten, Verwaltung 
und auch der Kommunalaufsicht ei-
nen Überblick über die Ertrags-, Fi-
nanz- und Vermögenslage der Stadt 
zu geben. Jede dieser Anlagen hat 
ihre Berechtigung – der Stellenplan, 
der die Übersicht über die Personal-
ausstattung bietet genauso wie die 
Übersicht über den Stand der Ver-
bindlichkeiten. 
Der so gewonnene Überblick bietet 
eine gründliche, aber keine schnelle 
Information. Insbesondere die Fra-
ge, ob eine Kommune leistungsfähig 
ist, kann aus den zahlreichen Anla-
gen und Übersichten nur schwerlich 
beantwortet werden. Abhilfe können 
hier Kennzahlen schaffen. Diese bie-
ten einen guten Überblick für die Si-
tuation der eigenen Stadt, sind aber 
zum Vergleich mit anderen Kommu-
nen kaum geeignet.

Eine Abhilfe schafft möglicherweise 
die jetzt vom Innenministerium vor-
geschlagene zweiundzwanzigste 
Anlage. Der so genannte Finanzsta-
tusbericht fasst eine Reihe wichti-
ger Informationen und Kennzahlen 
in einer Zahl zusammen. Ziel ist es, 
die Leistungsfähigkeit einer Kom-
mune in einer Zahl zu messen, ohne 
in eine aufwendige Betrachtung der 
Details einsteigen zu müssen. Der 
Finanzstatusbericht soll Bestand-
teil des Haushalts werden und muss 
bei einer Genehmigung vorgelegt 
werden. Er dient zugleich auch der 
Information der Stadtverordneten 
und soll nach dem Entwurf des § 28 
Abs. 1 S. 2 GemHVO auch für das 
unterjährige Berichtswesen genutzt 
werden.

Ergebnis des Finanzstatusberichts 
ist ein Wert der sich zwischen 0 und 
100 Prozentpunkten bewegt. Er ist 
in ein Ampelsystem gegliedert, wel-
ches die drei Farben rot (Zwischen 
0 und 40 %), gelb (mehr als 40 und  
weniger als 70 %) und grün (mehr als 

70 %) kennt. Wichtigster Indikator  
für die Berechnung ist das ordent-
liche Ergebnis. Dieses hat eine Ge-
wichtung von 45 % des Gesamt-
indikators. Bei hoch defizitären 
Kommunen mit einem Defizit von 
mehr als 75 Euro je EW beträgt der 
Bewertungsfaktor 0, beläuft sich das 
Defizit auf einen Wert zwischen 490 
und 75 Euro pro EW so beträgt der 
Bewertungsfaktor 0,25, bei einem 
Defizit zwischen 5 und 40 Euro je EW 
steigt der Bewertungsfaktor auf 0,5, 
ist der Haushalt ausgeglichen – liegt 
das Ergebnis pro EW also zwischen 
+5 und -5 Euro je EW oder wird durch 
Entnahme aus der Rücklage – so 
beträgt der Bewertungsfaktor 0,75. 
Schließlich beträgt der Bewertungs-
faktor 1, wenn ein Überschuss von 
mehr als 5 Euro je EW erwirtschaftet 
wird. In ähnlicher Weise wird auch 
der Zahlungsmittelfluss bewertet. 
Dieser geht zu 25 % in den Gesamt-
indikator ein. Schließlich geht eine 
dritte Gruppe von Faktoren in die 
Berechnung ein. Bei diesen han-
delt es sich um Bilanzkennzahlen 
wie den Bestand der ordentlichen 
Rücklagen, eventuelle Fehlbetrags-
vorträge, das Eigenkapital sowie die 
Kassenkreditverbindlichkeiten. Die-
se Gruppe geht zu insgesamt 30 % 
in den Gesamtindikator ein.

Beispielhaft soll die Wirkungswei-
se anhand einer fiktiven Kommune 
gezeigt werden. Diese hat unter der 
Finanzkrise sehr gelitten, verfolgt 
aber inzwischen einen strikten Kon-
solidierungskurs. Infolge eines Ein-
bruchs der Gewerbesteuer im Jahr 
2010 verfügt diese Kommune über 
keine ordentliche Rücklage mehr, es 
bestehen noch Fehlbeträge aus dem 
Jahr 2010, das Kassenkreditvolu-
men ist hoch und das Eigenkapital 
nur noch knapp über Null. Infolge-
dessen erwirtschaftet die Kommu-
ne im Bereich der Bilanzbewertung 
gerade einmal 5 von 30 Prozent-
punkten. Im laufenden Jahr sieht 
es schon wesentlich besser aus, 
der Überschuss im ordentlichen Er-
gebnis beträgt 1 Euro je EW. Damit 
erhält die Kommune in dieser Kate-
gorie einen Bewertungsfaktor von 
0,75 bei einer Gewichtung von 45 % 
macht dies 33,75 von 45 möglichen 
Prozentpunkten. Hingegen weist 
der Zahlungsmittelfluss einen Wert 
von 10 Euro je EW aus. Dieser Wert  
sichert einen Bewertungsfaktor  
von 1, so dass die Kommune in die-
ser Kategorie 25 von 25 möglichen 
Prozentpunkten erhält. Insgesamt 
verfügt die Kommune daher über 
eine Bewertung mit 63,75 % und 
somit „gelb“. Sie ist eingeschränkt 
leistungsfähig.

Natürlich ersetzt dieser Prozentwert 
keine individuelle Entscheidung über 
die Leistungsfähigkeit. Dafür sind zu 
viele Sonderfaktoren zu bedenken. 
Beispielsweise kann es sein, dass 
eine Kommune nur deswegen einen 
Kassenkredit aufnimmt, weil dieses 
günstiger ist als die Auflösung eines 
Guthabens. Daher ist der Finanzsta-
tus immer nur ein Indikator für die 
Leistungsfähigkeit, nicht aber eine 
abschließende Antwort. Wenn der 
Finanzstatusbericht in die GemHVO 
aufgenommen wird, greift er ab dem 
1.1.2018.
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Hessens Städte wollen nicht neben den eigenen 
Alt-Defiziten auch noch für die Kassenkredite ihrer 
Landkreise gerade stehen 

(JD) Die Zahlen sind gewaltig und 
müssen erschrecken: Auf 5,5 Mrd. 
Euro addieren sich die Kassenkredite 
der hessischen Gesamtkreise, also 
der kreisangehörigen Städte und Ge-
meinden samt ihrer Landkreise zum 
Ende des Jahres 2015. Fast 2,5 Mrd. 
Euro davon, 2.488 Mio. Euro, müssen 
die kreisangehörigen Städte und Ge-
meinden schultern. Mehr als 3,0 Mrd. 
Euro, nämlich 3.012 Mio. Euro fallen 
auf die hessischen Landkreise. 

Rechtsaufsicht fürchtet 
Zinsänderungsrisiken 
Das Thema der Alt-Defizite rückt 
zunehmend in den Vordergrund. 
Das liegt zum einen darin, dass die 
Rechtsaufsicht sich zunehmend da-
mit befasst. Nachdem der Haushalts-
ausgleich in der jährlich Ergebnis- und 
Finanzrechnung bei einer wachsen-
den Zahl von Städten und Gemeinden 
real wird, sorgt sich die Rechtsauf-
sicht beim Innenministerium um das 
Zinsänderungsrisiko angesichts der 
massiven Alt-Defizite bei den Städ-
ten und Gemeinden. Diese Sorge 
muss man ernst nehmen: 2,5 Mrd. 
Euro Kassenkredite werden in dem 
Moment einen enormen Druck auf die 
kommunalen Haushalte entfalten, in 
dem sich die derzeitige Zinspolitik der 

Europäischen Zentralbank in die ent-
gegengesetzte Richtung wendet und 
die Zinsen anziehen.
Hinzu kommt, dass die Belastungen 
aus Alt-Defiziten regional sehr unter-
schiedlich verteilt sind. Die blauen 
Balken der auf dieser Seite abgebil-
deten Grafik machen deutlich, dass 
sich die Kassenkreditvolumen je Ein-
wohner von 102 Euro im fuldischen 
Land und von 1248 Euro bei den Ge-
meinden des Landkreises Groß-Ger-
au außerordentlich spreizen.

Landkreis-Alt-Defizite nicht aus 
städtischen Kassen ausgleichen!
Die hessischen Landkreise vergrö-
ßern die Sorgen der in den kreisan-
gehörigen Städten Verantwortlichen 
zusätzlich. Gegen die „Deckelung“ 
der Kreis- und Schulumlage wen-
den sie sich unter anderem mit dem 
Argument, sie seien gesetzlich zum 
Haushaltsausgleich unter Berück-
sichtigung der Fehlbeträge aus den 
Vorjahren verpflichtet. Sie seien zum 
Abbau ihrer „Alt-Defizite“, also ihrer in 
den Kreisbilanzen aufgelaufenen Ver-
lustvorträge, nur imstande, wenn die 
„Alt-Defizite“ zur „Bedarfsdeckung“, 
also in den Kreisumlagebedarf ein-
gerechnet werden dürften. Die Käm-
merer der kreisangehörigen Städte in 

Hessen müssen folglich damit rech-
nen, dass die Landkreise die Kreisum-
lage zu einem gehörigen Teil dazu ver-
wenden wollen, ihr „Alt-Defizit“, vor 
allem ihre Kassenkredite, abzubauen.
Was das bedeutet, kann man nur in 
der Dimension der aktuellen Zahlen 
ausdrücken: Das im Jahr 2016 nach 
derzeitiger Kenntnis von den Städten 
und Gemeinden überwiesene Kreis-
umlageaufkommen von 2.108,4 Mio. 
Euro entspricht nicht einmal ganz 70 
Prozent der zum 31.12.2015 bei den 
Landkreisen bestehenden Kassen-
krediten von 3.012,1 Mio. Euro. 
Was das Ansinnen des Landkreista-
ges für die Gemeinden in den jeweili-
gen Kreisgebiete bedeutet, erschließt 
die hier abgebildete Grafik: Der rote 
Anteil an den Säulen zeigt die Kassen-
kredite der Landkreise auf. In 11 der 21 
Gesamtkreise liegt der Anteil der Alt-
Defizite der Landkreise über dem der 
Gemeinden selbst.
Der Hessische Städtetag hat daher 
schriftlich gegenüber dem Innenmi-
nisterium seine Position unterstri-
chen, der Hinweis der Landkreise, ihre 
„Alt-Defizite“ müssten jetzt über die 
Kreisumlage ausgeglichen werden, 
zwinge zu einer verlässlichen Daten-
erhebung:
Sämtliche „Alt-Defizite“ müssen 
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Das SÜD-NORD-Problem bei den Altdefiziten:
Die fünf Gesamtkreise mit den höchsten Kassenkrediten
(jeweils Kreis und kreisangehörige Städte und Gemeinden addiert)
liegen im Süden!
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6É



Hessischer Städtetag  |  Informationen 7-8/2016

Die kreisangehörigen Bürgermeisterin-
nen und Bürgermeister im Hessischen 
Städtetag fordern für das Jahr 2017 die 
Kreisumlagehebesätze zu senken (siehe 
Beitrag Seite 17).
Hier die Gründe für ihre Position:
Die hessischen Landkreise müssen 
2017 keine Steigerung ihrer SGB II-Auf-
wendungen wegen der neu anspruchs-
berechtigten anerkannten Asylbewer-
berinnen und Asylbewerber befürchten. 
Bekanntlich übernimmt der Bund die-
se Leistungen vollständig und „kreis-
scharf“.
Von den weiteren Gründen ist jeder ein-
zelne für sich geeignet, eine Senkung 
des Kreisumlagehebesatzes zu veran-
lassen:
Der Kreisumlagebedarf sinkt, weil sich 
die zusätzlichen SGB II-KdU-Leistungen 
des Bundes 2017 – verdoppeln werden 
(bundesweit von 0,5 Mrd. Euro 2016 auf 
1,0 Mrd. Euro 2017). Ausblick auf 2018: 
Der Betrag wird sich noch einmal auf Ba-
sis 2017 um auf das 1,6-fache erhöhen.
Der Kreisumlagebedarf 2017 sinkt, weil 
der Finanzminister den Landkreisen eine 
Steigerung ihrer Schlüsselzuweisungen 
um 100 Mio. Euro in Aussicht gestellt hat.
Die Kreisumlagegrundlagen 2017 stei-
gen massiv aus gleich drei Gründen:
•	 Der zusätzliche Anteil der Städte 

und Gemeinden an der Umsatz-
steuer steigt gegenüber 2016 in 
2017 um den Faktor 3. Ausblick auf 
2018: Der Betrag wird sich noch 
einmal auf Basis 2017 um auf das 
1,6-fache erhöhen.

•	 Der konjunkturell bedingte Anstieg 

der Steuererträge hebt die Umlage-
grundlagen 2017 im Mehrjahresver-
gleich überdurchschnittlich.

•	 Die Schlüsselzuweisungen der 

kreisangehörigen Gemeinden stei-
gen um 9,99 Prozent auf 127 Mio. 
Euro, womit sich die Umlagegrund-
lagen ebenfalls erhöhen.

Landkreis für Landkreis aufgelistet 
und den vorhandenen „Alt-Defiziten“ 
der jeweiligen im Landkreis gelegenen 
Städte und Gemeinden gegenüber 
gestellt werden. Erst wenn darüber 
Klarheit besteht, kann die Rechtsauf-
sicht fair und verlässlich abwägen, ob 
angesichts des Eingriffs der Kreisum-
lage in die gemeindliche Finanzhoheit 
kreisliche „Alt-Defizite“ zu Lasten der 
Städte und Gemeinden teilweise aus-
geglichen werden dürfen.
Ergebnis einer solchen Abwägung 
kann nicht sein, dass die umlage-
pflichtigen Gemeinden ihre „Alt-Defi-
zite“ stehen lassen oder gar erhöhen 

müssen, während die Landkreise sie 
abbauen. Ergebnis kann auch nicht 
sein, dass die Sanierung etwa von 
Kindergärten, Gemeinschaftseinrich-
tungen oder Straßen zurückstehen 
müssen, damit die Landkreise ihre 
„Alt-Defizite“ beseitigen können.

Das Süd-Nord-Gefälle
Finanzschwacher Norden, finanzstar-
ker Süden, also hohe Alt-Defizite im 
Norden, geringere Defizite im Süden. 
Vorurteil und weitestgehend Fehlur-
teil! Die fünf am stärksten unter Alt-
Defiziten in Form von Kassenkrediten 
leidenden Gesamtkreise liegen in 

Hessens Süden. Vier davon, Rhein-
gau-Taunus, Groß-Gerau, Offenbach, 
und Odenwald weisen dazu vierstelli-
ge Zahlen im Altdefizit der Landkrei-
se je Einwohner auf (siehe die roten 
Anteile der Säulen in der Grafik). Hier 
bedarf es der Ursachensuche ohne 
vorschnell den Stab über den betref-
fenden Kreiskämmerern zu brechen. 
Hohe Alt-Defizite können objektive, 
vom Kreis nicht zu steuernde Gründe 
haben. Allerdings gibt es eine Bring-
schuld der Landkreise: Wer so stark 
vom Durchschnitt der Alt-Defizite an-
derer Landkreise abweicht, muss we-
nigstens erklären, warum dies so ist. 
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Aktuelle Fragen der Gesundheitspolitik

(Ri) Vorbei sind die Zeiten in denen 
die Kommunen die Gesundheitspo-
litik guten Gewissens Ärzten, Kran-
kenhäusern, Bund, Land und Kran-
kenkassen überlassen konnten. 
Gesundheitspolitik wird zunehmend 
auch zur kommunalen Aufgabe. In 
immer größerem Umfang müssen 
die Kommunen Verantwortung für 
gesundheitliche Fragestellungen 
übernehmen. Dies betrifft sowohl 
Kommunen, die ein eigenes Kran-
kenhaus betreiben und damit haut-
nah an den aktuellen Entwicklungen 
teilhaben, als auch Kommunen von 
denen erwartet wird, dass sie die 
medizinische Versorgung in ihrer 
Region durch Errichtung eines ei-
genen medizinischen Versorgungs-
zentrums sicherstellen.

Aus diesem Grund befasste sich der 
Sonderausschuss Gesundheit des 
Hessischen Städtetages unter dem 
Vorsitz von Marburgs Oberbürger-
meister Herrn Dr. Spies beständig 
mit den aktuellen Fragen der kom-
munalen Gesundheitspolitik.

In seiner Sitzung am 28.6.2016 
beschloss der Sonderausschuss 
Gesundheit des Hessischen Städ-
tetages daher, der Landesrahmen-
vereinbarung zur Umsetzung der 
nationalen Präventionsstrategie 
beizutreten. Diesen Beschluss fass-
te er, weil Prävention vielfach eine 
Angelegenheit der Kommunen ist. 
Gesundheitliche Prävention wird 
nicht allein durch Angebote an die 
individuellen Bürgerinnen und Bür-
ger vorangetrieben. Mindestens 
ebenso wichtig ist, die Menschen in 
ihrer Lebenssituation zu erreichen. 
Dies kann der (kommunale) Kinder-
garten sein, die auf Radverkehr aus-
gerichtete Kommune oder auch das 
breite Angebot an Sportstätten sein. 
Um diesen Aspekt der Prävention zu 
stärken, hat der Sonderausschuss 
Gesundheit die Bereitschaft des 
Hessischen Städtetages erklärt, der 
Landesrahmenvereinbarung beizu-
treten. Als Mitglied entsendet der 

Hessische Städtetag Frau Stadträtin 
Anne Janz aus Kassel, die auch den 
Deutschen Städtetag in der natio-
nalen Präventionskonferenz vertritt. 
Der Sonderausschuss Gesundheit 
des Hessischen Städtetages verbin-
det unseren Beitritt mit der Erwar-
tung, dass das Dialogforum Präven-
tion möglichst bald zusammentritt 
und den Gedanken der Prävention in 
Hessen umfassend vorantreibt.

Darüber hinaus befasste sich der 
Sonderausschuss Gesundheit mit 
einem Zukunftsthema des Ret-
tungsdienstes und der medizini-
schen Versorgung im Ganzen. Unter 
der Federführung des Krankenhau-
ses Nordwest in Frankfurt am Main 
will ein Konsortium von Institutionen, 
Kommunen und Firmen aus Hessen 
ein Projekt zur integrierten teleme-
dizinischen Versorgung in Hessen 
(ITEPH) starten. Dieses Projekt zielt 
darauf, eine zentrale elektronische 
Patientenakte zu schaffen, auf die 
alle Beteiligten im Gesundheitswe-
sen – vom Rettungsdienst über das 
Krankenhaus bis hin zur ambulanten 
ärztlichen Nachsorge – zugreifen 
können. Dieses Projekt würde die 
medizinische Versorgung der Bevöl-
kerung entscheidend verbessern, da 
zum einen unnötige Doppeluntersu-
chungen entfallen können und zum 
anderen die notwendigen Informa-

tionen gerade in Notfällen schnel-
ler zur Verfügung stehen. Aufgrund 
des Votums des Sonderausschus-
ses Gesundheit hat der Hessische 
Städtetag die Erklärung abgegeben, 
dass er dieses Projekt unterstützt. 
Derzeit bleibt abzuwarten, ob die für 
die Durchführung notwendigen Mit-
tel aus dem Innovationsfonds bereit-
gestellt werden.

Schließlich hat sich der Sonder-
ausschuss Gesundheit mit dem 
Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz 
befasst. Er stimmt diesem Gesetz-
entwurf prinzipiell zu, da er zu ei-
ner wesentlichen Verbesserung der 
medizinischen Versorgung führt. 
Allerdings sieht der Ausschuss bei 
einigen Punkten noch Nachbesse-
rungsbedarf. So sollten Telefonge-
spräche mit Rechtsanwälten immer 
möglich sein, da gerade Patienten, 
die sich schriftlich nicht oder nicht 
gut ausdrücken können nicht auf 
die schriftliche Kommunikation mit 
ihrem Rechtsanwalt verwiesen wer-
den können. Auch sollten besondere 
Sicherheitsmaßnahmen nur bei einer 
besonders engmaschigen Kontrolle 
ärztlich angeordnet werden können. 
Dies ist notwendig, da es zwar Situ-
ationen gibt, in denen z.B. eine Fixie-
rung notwendig ist, diese aber nicht 
übermäßig lange andauern soll. Das 
Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz 
soll noch in diesem Jahr in den Hes-
sischen Landtag eingebracht wer-
den. Es könnte damit zur Mitte des 
Jahres 2017 in Kraft treten.
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Dr. Thomas Spies, Oberbürgermeister 

der Stadt Marburg und Vorsitzender des 

Sonderausschusses Gesundheit des 

Hessischen Städtetages

Soziales 
und 
Integration

Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2014

Es wird derzeit über die Frage dis-
kutiert, inwieweit Sozialleistungen 
für EU-Zuwanderer gezahlt werden 
müssen. Die EU-Kommission hat 
dazu am 13. Januar 2014 einen Leit-
faden zur Freizügigkeit auf dem eu-
ropäischen Arbeitsmarkt veröffent-
licht. Nach EU-Recht muss immer 
dann eine individuelle Prüfung erfol-
gen, wenn Migranten aus anderen 
EU-Ländern nach einem dreimo-
natigen Aufenthalt Sozialleistungen 
verwehrt werden. 

Alle EU-Bürger haben durch die 
EU-Verträge das Recht auf Freizü-
gigkeit im Sinne des Art. 45 AEUV. 
Dazu gehört auch das Recht, in ei-
nem anderen Mitgliedstaat Arbeit zu 
suchen. In den ersten drei Monaten 
darf sich jeder EU-Bürger ohne Vor-
bedingungen in einem anderen EU-
Land aufhalten. Nach den ersten 
drei Monaten gelten je nach Status 
unterschiedliche Bedingungen:
• Arbeitnehmer und Selbstständige 
 sowie ihre direkten Familienange-
 hörigen haben ein Recht auf Auf-
 enthalt, das keinen Bedingungen 
 unterliegt.
• Arbeitsuchende haben – ohne 
 Bedingungen – sechs Mona-
 te oder sogar länger ein Recht auf 
 Aufenthalt, wenn sie im EU-
 Aufnahmeland weiter nach einer 
 Beschäftigung suchen und eine 
 „begründete Aussicht“ auf Arbeit 
 haben. 
• Studierende und andere Nichter-
 werbstätige (z. B. Arbeitslose, 
 Rentner) haben länger als drei Mo-
 nate ein Recht auf Aufenthalt, 
 wenn sie für sich selbst und ihre 
 Familie über genügend  nanzielle 
 Eigenmittel verfügen, so dass sie 
 für das Sozialsystem des EU-
 Aufnahmelandes keine Belastung 
 darstellen und eine Krankenversi-
 cherung haben.
Nach fünfjährigem ununterbro-
chenem rechtmäßigem Aufenthalt 
erwerben EU-Bürger und ihre Fa-
milienangehörigen das Recht auf 
Daueraufenthalt im Aufnahmemit-
gliedstaat.

Sozialleistungen für Zuwanderer – EU legt Leitfaden vor

In den ersten drei Monaten ihres Auf-
enthaltes sind deutsche Behörden 
nach dem europäischen Recht nicht 
verp ichtet, Sozialleistungen für Ar-
beitssuchende zu gewähren. Das 
Aufenthaltsrecht für EU-Ausländer 
hat dann seine Grenzen, wenn die 
Zuwanderer beschäftigungslos 
sind, keine Verwandten im Gastland 
haben und auch keine  nanziellen 
Mittel vorweisen können. Das EU-
Recht sieht Schutzbestimmungen 
vor, die den Missbrauch der Sozi-
alsysteme verhindern sollen. End-
gültige Rechtssicherheit herrscht 
jedoch erst nach Entscheidung des 
Verfahrens vor dem Europäischen 
Gerichtshof, in dem die deutsche 
Praxis überprüft wird. 

Beschäftigte und selbstständig 
Erwerbstätige haben in dem Land 
Anspruch auf Leistungen der sozi-
alen Sicherheit, in dem sie arbeiten. 
Nicht erwerbstätige Personen (z. B. 
Rentner, Studierende) sind in dem 
Mitgliedstaat ihres gewöhnlichen 
Aufenthalts anspruchsberechtigt. 

Die Bestimmung des Mitgliedstaats 
des gewöhnlichen Aufenthalts ist 
auch wichtig für Personen, die in 
mehr als einem Mitgliedstaat er-
werbstätig sind. Bei der Bestim-

mung des gewöhnlichen Aufent-
halts gibt es bestimmte Kriterien, 
die berücksichtigt werden müssen, 
wie z. B.:
• familiäre Verhältnisse und familiä-
 re Bindungen,
• Dauer und Kontinuität des Aufent-
 halts im Hoheitsgebiet des betref-
 fenden Mitgliedstaats,
• Art und Merkmale der Erwerbs-
 tätigkeit (insbesondere der Ort, an 
 dem eine solche Tätigkeit in der 
 Regel ausgeübt wird, die Dauer-
 haftigkeit der Tätigkeit und die 
 Dauer des Arbeitsvertrags), 
• Ausübung einer nicht bezahlten 
 Tätigkeit,
• im Falle von Studierenden ihre 
 Einkommensquelle,
• Wohnsituation, insbesondere de-
 ren dauerhafter Charakter,
• Mitgliedstaat, der als der steuerli-
 che Wohnsitz der Person gilt,
• Gründe für den Wohnortwechsel,
• Wille der Person, wie er sich aus 
 sämtlichen Umständen erkennen 
 lässt, belegt durch tatsachenge-
 stützte Nachweise. 

Andere Fakten können ebenfalls be-
rücksichtigt werden, soweit sie rele-
vant sind. Darüber hinaus sieht der 
Leitfaden konkrete Beispiele und 
Hilfestellung vor.

Soziales 
und 
Integration
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Netzwerkveranstaltung „Engagiert für Flüchtlinge“
in Frankenberg (Eder)

(Hm) Die Unterbringung der Flücht-
linge aus den Krisengebieten 
beschäftigt nicht nur Politik und 
Verwaltungen, sondern vor allem 
viele Ehrenamtliche. Sie leisten 
u. a. Sprachförderung, sammeln 
Sachspenden, gestalten Begeg-
nungs-Cafés, begleiten Menschen 
zu Behörden und Institutionen oder 
betreuen Kinder und unterstützen 
damit die Asylsuchenden in ihrem 
Alltag.

Unter dem Motto „Aktiv vor Ort: 
Engagiert für Flüchtlinge“ hat eine 
Reihe von Fachforen in hessischen 
Städten und Landkreisen begonnen. 
Ziel der dritten Veranstaltung am 
Mittwoch, 29. Juni 2016 in Franken-
berg (Eder) war es, verantwortliche 
Akteure aus den Städten und Ge-
meinden der Landkreise Waldeck-
Frankenberg und Schwalm-Eder 
und die Kreise selbst miteinander in 
einen strukturierten Austausch zu 
bringen. Bürgermeister Hess konnte 
rund 80 Personen in der Ederberg-
landhalle begrüßen.

In einer Gesprächsrunde zu Beginn 
wurde eine Standortbestimmung 
vorgenommen. Nach den Impul-
sen aus den beiden unterschiedlich 
aufgestellten Landkreisen und der 
Vorstellung besonderer kommuna-
ler Praxis wurden in einem World 
Café in vier Gesprächsrunden unter-
schiedliche Themen lösungsorien-
tiert diskutiert: 

1.	 Aufbau einer internen Struktur, 
2.	 Formen und Formate des Er- 
	 fahrungsaustausches in der Re- 
	 gion und in der Gebietskörper- 
	 schaft, 
3.	 Kooperation zwischen Ehrenamt  
	 und Hauptamt sowie 
4.	 Umgang mit frustrierenden Situa- 
	 tionen.

Veranstalter des Fachforums „Aktiv 
vor Ort: Engagiert für Flüchtlinge“ 
ist die Landes-Ehrenamtsagentur 
Hessen gemeinsam mit den drei 
kommunalen Spitzenverbänden 
in Hessen (Hessischer Städtetag, 
Hessischer Landkreistag und Hes-
sischer Städte- und Gemeindebund) 
und der Landesarbeitsgemein-
schaft der Freiwilligenagenturen 
(LAGFA) Hessen. Moderiert wurde 
das Fachforum von Referatsleiter  
Michael Hofmeister vom Hessischen  
Städtetag.

Folgende wichtige Ergebnisse las-
sen sich festhalten:

•	 Jede Stadt, jede Gemeinde und  
	 jeder Landkreis sollte einen fes- 
	 ten und bekannten Ansprech- 
	 partner mit Kontaktadresse für  
	 Ehrenamtliche haben.
•	 Dieser Ansprechpartner sollte  
	 neben der Vernetzung der Ehren-  
	 und Hauptamtlichen Akteure und  
	 der Sammlung von Angebo- 
	 ten, die Beratung und Koordina- 
	 tion von Ehrenamtlichen auch  
	 eine Bedarfsanalyse für seine  
	 Gebietskörperschaft anstellen.
•	 Respektvoller Umgang und  
	 Wertschätzung der Arbeit von  
	 Haupt- und Ehrenamtlichen soll- 
	 te Frustrationen und Überforde- 
	 rung vorbeugen.
•	 ePlattformen ersetzen keine per- 
	 sönlichen Austauschtreffen, sind  
	 aber als Übersichten und Ein- 
	 stiegsinformation hilfreich (Bei- 
	 spiel: https://frankfurt-hilft.de/). 
•	 Bestehende Sprachförderange- 
	 bote sollten von einer zentralen  
	 Stelle gesammelt und die jewei- 
	 ligen Zugänge dargestellt wer- 
	 den, um somit eine Koordination  
	 und gegenseitige Abstimmung zu  
	 erreichen.

Weitere Informationen und Materia-
lien finden Sie im Intranet des Hessi-
schen Städtetages.
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Bündnis für Ausbildung in Hessen – 
Hessischer Städtetag zieht positive Bilanz

(Hm) Gemeinsam mit den anderen 
Bündnispartnern aus Bund, Land, 
Kommunen und Wirtschaft konnte 
der Hessische Städtetag eine posi-
tive Bilanz zum Bündnis für Ausbil-
dung in Hessen ziehen. 

Von der erfreulich hohen Zahl an 
Ausbildungsplätzen in allen Spar-
ten erwarten die Städte eine hohe 
Nachfrage. Deswegen muss eine 
schulische Qualifikation junger Men-
schen gewährleistet werden, die sie 
befähigt, die vorhandenen Plätze 
auch nachzufragen. Das stärkere 
Verzahnen von theoretischem und 
praktischem Lernen in einer dualen 
Ausbildung freut die Städte ganz 

besonders, hat doch der Hessische 
Städtetag vor geraumer Zeit im Be-
reich der Sozialberufe Vorschläge 
für eine solche Möglichkeit einge-
bracht.

Noch mehr würden sich die Städte 
allerdings freuen, wenn es gelingen 
würde, jungen Menschen ohne oder 
ohne besonders erfolgreiche Ab-
schlüsse Ausbildungsperspektiven 
zu bieten. Ihnen muss eine große 
Aufmerksamkeit geschenkt werden. 
Gleichgültigkeit und Tatenlosigkeit 
führen sonst in absehbarer Zeit zu 
enormen Sozialausgaben und einer 
weitergehenden Ausgrenzung die-
ser Menschen aus der Gesellschaft.

Die Bündnispartner bekräftigten das 
gemeinsame Ziel, bei der Umset-
zung einer nahtlosen Förderkette für 
Flüchtlinge und junge Zuwanderer 
von der Berufsorientierung bis zum 
Abschluss einer Berufsausbildung 
eng zusammenzuarbeiten. Die Aus-
bildungsinteressen der in Hessen 
aufgewachsenen jungen Menschen 
werden umfassend berücksichtigt, 
da die Partner des Bündnisse Aus-
bildung Hessen ganz erhebliche 
Anstrengungen zur Verbesserung 
der Unterstützungs- und Qualifizie-
rungsangebote für alle Jugendlichen 
unternehmen.

Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2014

Mehr Urlaub für jüngere Beamtinnen und Beamte

Beamtinnen und Beamte, die das 
40. Lebensjahr noch nicht erreicht 
haben, erhalten zukünftig mehr Ur-
laub. Dies folgt aus der neuen Hes-
sischen Urlaubsverordnung, die am 
24. Dezember 2013 in Kraft getreten 
ist.

Das Bundesarbeitsgericht hat mit 
Urteil vom 20. März 2012 (9 AZR 
529/10) für den Arbeitnehmerbe-
reich entschieden, dass eine Staf-
felung der Urlaubsdauer ab dem 30. 
und dem 40. Lebensjahr gegen das 
Allgemeine Gleichbehandlungsge-
setz verstößt. Somit bedurfte es 
einer Änderung der Hessischen Ur-
laubsverordnung. 

Nunmehr sieht § 5 HUrlVO einen 
Urlaubsanspruch von 30 Arbeitsta-
gen für Beamtinnen und Beamte vor, 
deren regelmäßige Arbeitszeit auf 
fünf Tage in der Kalenderwoche ver-
teilt ist. Bislang hatten Beamtinnen 
und Beamte bis zum 30. Lebens-
jahr einen Urlaubsanspruch von 
26 Arbeitstagen und Beamtinnen 
und Beamte bis zum 40. Lebens-

jahr einen Urlaubsanspruch von 
29 Arbeitstagen. Anwärterinnen und 
Anwärter sowie Referendarinnen 
und Referendare erhalten nunmehr 
einen Urlaubsanspruch von 27 Ar-
beitstagen.

Zudem sind Bestandsschutz- und 
Hineinwachsensregelungen für die 
vorhandenen Beamtinnen und Be-
amten vorgesehen. So behalten Be-
amtinnen und Beamte, die bereits ei-

nen Urlaubsanspruch von 33 Tagen 
erworben haben, diesen Anspruch 
weiterhin (Bestandsschutz). Beam-
tinnen und Beamte bis einschließ-
lich Jahrgang 1969 erhalten ab dem 
Erreichen des 50. Lebensjahres 33 
Urlaubstage. Zudem wurde eine 
Rechtsgrundlage für die Nachge-
währung von Urlaubstagen für die 
Kalenderjahre 2011, 2012 und 2013 
für die unter 40-jährigen Beamtin-
nen und Beamten geschaffen.
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Nach dem Willen der schwarz-grü-
nen Koalition soll es eine weitere 
Novelle der Hessischen Gemeinde-
ordnung geben. Mit dem Ziel, noch 
mehr unmittelbare Bürgerbeteili-
gung zu erreichen, sollen die Rege-
lungen zum Bürgerbegehren über-
arbeitet werden. Angedacht ist die 
Herabsenkung des Zustimmungs-
quorums beim Bürgerentscheid von 
bisher 25 % auf 15 % der Stimmbe-
rechtigten. Der Gesetzesänderung 
soll eine Evaluation der kommunalen 
Erfahrungen zu Bürgerbegehren vo-
rausgehen.
Die Koalitionspartner beschreiten 
den richtigen Weg, sofern sie vor ei-
ner weiteren Novelle der Hessischen 
Gemeindeordnung die kommuna-
len Erfahrungen zu den zurücklie-
genden Änderungen der Kommu-

nalverfassung berücksichtigen. Zu 
belegen ist, ob die Staffelung des 
Einleitungsquorums bei Bürgerbe-
gehren nach Größenordnung der 
Städte tatsächlich zu einer Erhö-
hung erfolgreicher Bürgerentschei-
de geführt hat. Eingehend wird zu 
untersuchen sein, welche Wirkung 
eine Senkung des Zustimmungs-
quorums für das Ehrenamt hat. Die 
Bedeutung einer ehrenamtlich täti-
gen Stadtverordnetenversammlung 

wird in Frage gestellt, sofern deren 
Entscheidung durch 15 % der wahl-
berechtigten Bevölkerung aufgeho-
ben oder ersetzt werden kann. 
Auch die repräsentative Demo-
kratie auf lokaler Ebene ist schüt-
zenswertes Gut. Die Ausübung des 
ehrenamtlichen Mandats als Ge-
meindevertreter oder Mitglied des 
Magistrats ist durch Wahl legitimier-
te Bürgerbeteiligung. 

Noch mehr unmittelbare Demokratie?
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Unterstützung für Kommunale Selbstverwaltung in Benin

(Gi) Seit Oktober 2012 hat die Ge-
schäftsstelle des Hessischen Städte-
tages regelmäßigen Kontakt zur Bot-
schaft des Staates Benin. Die Städte 
Benins wollen sich nach dem Prinzip 
der kommunalen Selbstverwaltung 
Deutschlands organisieren und sind 
deshalb an einem Erfahrungsaus-
tausch mit den Führungskräften hes-
sischer Städte interessiert.

Benin liegt geographisch zwischen 
Nigeria und Togo und hat ca. 10,5 Mio. 
Einwohner. Das Land hat 77 Städte 
und Gemeinden. 10 Städte haben 
mehr als 90.000 Einwohner. Benin ist 
Kooperationsland der Entwicklungs-
zusammenarbeit Deutschlands. Seit 
1990 hat sich in Benin eine liberale 
Demokratie etabliert. Deutschland 
unterstützt dort die nationale Poli-
tik zur Steigerung der kommunalen 
Selbstverwaltung und kommunalen 
Kompetenz für soziale und bürgerna-
he Dienstleistungen sowie der politi-
schen Teilhabe der Basis.

Um die Unterstützung hessischer 
Kommunen bei der Etablierung kom-

munaler Selbstverwaltung in Benin 
zu besprechen, trafen sich im Juni 
2016 die kommissarische Botschaf-
terin Benins Gabrielle C. Aiko Ahossi, 
ihr Referent Ludovic Dakossi mit dem 
Präsidenten des Hessischen Städ-
tetages Oberbürgermeister Bertram 

Hilgen und dem Geschäftsführenden 
Direktor Stephan Gieseler. Das Ge-
spräch fand in der Botschaft Benins 
statt und war von großer Freundlich-
keit geprägt. Die kommissarische 
Botschafterin äußerte den Wunsch 
eines fachlichen Austauschs von 
Bürgermeistern aus Benin mit kom-
munalen Führungskräften aus Hes-
sen. Gern würde Benin eine Delega-
tionsreise von Bürgermeistern nach 
Hessen organisieren. Sie fragte, ob 
der Hessische Städtetag die Reise 
inhaltlich unterstützen könnte und 
ob es Oberbürgermeister und Bür-
germeister gibt, welche die Bürger-
meister aus Benin empfangen wür-
den. Der Präsident signalisierte die 
Bereitschaft von einigen hessischen 
Oberbürgermeistern, Kollegen aus 
Benin zu empfangen und sagte gern 
die Unterstützung des Hessischen 
Städtetages beim fachlichen Aus-
tausch zu.

Der Hessische Städtetag lädt seine 
Mitglieder ein, sich am fachlichen 
Austausch mit der kommunalen Ebe-
ne in Benin zu beteiligen.
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Gabrielle C. Aiko Ahossi mit dem Prä-

sidenten des Hessischen Städtetages 

Oberbürgermeister Bertram Hilgen auf 

dem Gelände der Botschaft Benins in 

Berlin

10É



Hessischer Städtetag  |  Informationen 7-8/2016

Broschüre zum Hessischen 
Gleichberechtigungsgesetz erschienen

(Ba) Am 1. Januar 2016 ist das neue 
Hessische Gleichberechtigungsge-
setz in Kraft getreten. 
Das Hessische Gleichberechti-
gungsgesetz nimmt bei der beruf-
lichen Förderung von Frauen nun-
mehr besonders die Positionen mit 
Vorgesetzten- und Leitungsaufga-
ben in den Fokus. In diesem Bereich 
besteht noch der größte Nachhol-
bedarf, um den Verfassungsauftrag 
der Gleichberechtigung von Frauen 
und Männer zu verwirklichen.

Einen deutlichen Schwerpunkt 
legt das Hessische Gleichberech-
tigungsgesetz auch auf die Be-
schäftigten mit Familienaufgaben. 
Die Dienststellen sind aufgefordert, 
Rahmenbedingungen anzubieten, 
welche Frauen und Männern die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
erleichtert. 

Weiterhin wurden die Vorschriften 
zum Frauenförder- und Gleichstel-
lungsplan neu gestaltet. Künftig 
sollen beispielsweise die Positio-

nen mit Vorgesetzen- und Leitungs-
aufgaben gesondert ausgewiesen 
werden und es sind Maßnahmen zur 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
aufzunehmen. 

Einen großen Stellenwert nehmen 
die Rechte der Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten ein. Ihre 
Rechte werden gestärkt und kon-
kretisiert. So wird beispielsweise 
das Recht der frühzeitigen Beteili-
gung an allen personellen, organi-
satorischen und sozialen Maßnah-

men, welche die Gleichstellung 
von Frauen und Männern sowie die 
Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf betreffen, deutlicher als bislang 
festgeschrieben. Die Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragte hat nun 
ein Initiativrecht in all diesen Ange-
legenheiten und kann das Verwal-
tungsgericht anrufen.

Das Hessische Gleichberechti-
gungsgesetz normiert zudem die 
Verpflichtung der Dienststellen, bei 
der Besetzung von Kommissionen, 
Beiräten, Verwaltungs- und Auf-
sichtsräten sowie sonstigen Gremi-
en mindestens zur Hälfte Frauen zu 
berücksichtigen; Ausnahmen sind 
nur aus erheblichen Gründen zu-
lässig.

Den vollständigen Gesetzestext 
nebst Kommentierung hat das Hes-
sische Ministerium für Soziales und 
Integration mit Stand März 2016 
veröffentlicht unter (www.soziales.
hessen.de, Stichwort Hessisches 
Gleichberechtigungsgesetz). 
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Keine Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten im Personalrat

(Ba) Mit der Neufassung des Hessi-
schen Gleichberechtigungsgeset-
zes sind die Voraussetzungen für die 
Bestellung von Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten neu gefasst 
worden. Wie bislang, darf zur Frau-
en- und Gleichstellungsbeauftrag-
ten nur eine Frau bestellt werden, 
die die zur Erfüllung ihrer Aufgabe 
erforderliche Sachkenntnis und Zu-
verlässigkeit besitzt und in einem 
unbefristeten Beschäftigungsver-
hältnis steht. 

Neu ist nunmehr die Vorgabe, dass 
die Frauen- und Gleichstellungsbe-
auftragte keiner Personalvertretung 
angehören darf. Gleiches gilt auch 
für ihre Stellvertreterin. Ein Interes-

senwiderstreit mit ihren sonstigen 
dienstlichen Aufgaben ist auszu-
schließen. Durch das Verbot sollen 
Interessenkollisionen vermieden 
und die Unabhängigkeit der Frauen- 
und Gleichstellungsbeauftragten 
gesichert werden. Sollte zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens des neuen 
Hessischen Gleichberechtigungs-
gesetzes am 1. Januar 2016 eine 
Personalunion bestanden haben, 
so ist diese zunächst unbeachtlich. 
Eine schon bestellte Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragte, die am 
1. Januar 2016 einer Personalvertre-
tung angehörte, kann beide Ämter 
bis zum Ende der Amtszeit bzw. der 
Bestellung ausüben. Die Regelung 

des § 15 Abs. 2 HGlG, die das Verbot 
der Personalunion normiert, gilt nur 
für die Neubestellungen von Frau-
en- und Gleichstellungsbeauftrag-
ten. Wird die Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragte hingegen neu 
in eine Personalvertretung gewählt, 
erlischt nach § 16 Abs. 3 HGlG die 
Bestellung zur Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten.
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Starkregen und Überflutungsgefahren in Kommunen

(Sw) Hessischer Städtetag, Hessi-
scher Städte- und Gemeindebund 
und das Landesamt für Naturschutz, 
Umwelt und Geologie laden alle hes-
sischen Städte und Gemeinden ein, 
bis zum 19.8.2016 an der landeswei-
ten Online-Befragung zum Thema 
Starkregen-Überflutung teilzuneh-
men. Die Einladungen hierzu wurden 
Anfang Juli schriftlich versendet. Zu-
sätzlich hat die Geschäftsstelle des 
Hessischen Städtetages mit Rund-
schreiben auf die Umfrage aufmerk-
sam gemacht.
Das Thema ist mit Blick auf die  
Starkregenereignisse im Mai und Juni 
2016 hoch aktuell. Gewaltige Nieder-
schlagsmengen in kurzer Zeit führten 
in vielen Regionen Deutschlands zu 
teils dramatischen Überflutungen – 
auch in einigen hessischen Städten 
und Gemeinden. Und die Starkrege-
nereignisse nehmen auch in Hessen 
zu.
Durch die Online-Befragung kön-
nen Vertreter der Kommunen eine 
Selbstbewertung über den Stand der 
eigenen Vorsorge durchführen und 
anhand konkreter Fragen verschie-

dene Vorsorgemöglichkeiten ken-
nenlernen. 
Das Thema betrifft verschiede-
ne Bereiche innerhalb der Verwal-
tung, wie zum Beispiel Umwelt, 
Tiefbau, Wasserwirtschaft, Grün-
flächen, Bauen, Stadtplanung und 
-entwicklung. Es ist daher sinnvoll 
und erwünscht, wenn sich alle rele-
vanten Bereiche an der Befragung 
beteiligen. Sie ist erreichbar unter  
http://www.starkregen-vorsorge.de.

Mit dem Ergebnis möchten die Pro-
jektpartner einen Überblick gewin-
nen, wo die hessischen Städte und 
Gemeinden bei dem Thema Stark-

Hessischer Städtetag  |  Informationen 3-4/2014

Überlegungen zu einem 
Landes-E-Government-Gesetz in Hessen

Ein hessisches E-Government-Ge-
setz (Hess-EGovG) sollte notwen-
dige rechtliche Grundlagen für die 
digitale Verwaltung schaffen.

Am 25.7.2013 ist das (Bundes-)
“Gesetz zur Förderung der elek-
tronischen Verwaltung sowie zur 
Änderung weiterer Vorschriften – 
E-Government-Gesetz (EGovG)“ 
verkündet worden. Das Gesetz soll 
die rechtliche Grundlage für die di-
gitale Verwaltung schaffen. Damit 
liegen nun weitere Möglichkeiten 
vor, die Verwaltung grundlegend 
und durchgängig auf elektronische 
Geschäftsprozesse umzustellen, 
denn das Gesetz betrifft grundsätz-
lich alle Verwaltungsbereiche. Ziel 
des EGovG ist es, durch den Abbau 
bundesrechtlicher Hindernisse die 
elektronische Kommunikation mit 
der Verwaltung zu erleichtern. Das 
Gesetz soll dadurch Bund, Ländern 
und Kommunen ermöglichen, einfa-
chere, nutzerfreundlichere und ef -
zientere elektronische Verwaltungs-
dienste anzubieten.

• Das Bundesgesetz wurde bisher 
 allseits positiv bewertet.
• Ein eventuelles Gesetz zur Aus-
 führung des EGovG auf Landes-
 ebene muss sich auf die rechtlich 
 notwendigen Bedingungen zur
 Unterstützung für ein wirksames 

 Ebenen übergreifendes E-
 Government beschränken, um zur 
 Umsetzung von E-Government 
 den kommunalen Verwaltungen 
 genügend Spielraum zu belassen.
• Wie in den vergangenen Jahren 
 in Hessen praktiziert, bedarf es für 
 eine erfolgreiche Zusammenar-
 beit im E-Government des Wil-
 lens, das Ziel der Verwaltungs-
 modernisierung gemeinsam zu 
 erreichen. Dazu bedarf es aller-
 dings verlässliche Ansprechpart-
 ner, wie der bisherige CIO einer 
 war und der dieses Amt über-
 nehmende Finanzminister, Tho-
 mas Schäfer, hoffentlich einer sein 
 wird. In Hessen sind wir bisher 
 ohne einen kommunalen Landes-
 pakt „Masterplan“ weit vorange-
 kommen. 
• Bei möglichen Weiterungen durch 
 das Land bei der elektronisch vor-
 gegebenen Durchführung von
 Weisungs- und Auftragsange-
 legenheiten ist der Grundsatz der 
 Konnexität zu beachten.

Zukünftig sollte es daher mit den 
durch ein Hess-EGovG vorgesehe-
nen Instrumenten möglich werden, 
Verwaltungsvorgänge durchgängig 
elektronisch anzustoßen (Antrag, 
Eingabe, Anfrage), zu bearbeiten 
und abzuschließen (Bescheid, Ent-
scheidung, Verwaltungsakt).

Das (Bundes-)EGovG unterscheidet 
zwischen Behörden des Bundes 
und der Länder und Kommunen. 
Einige Vorschriften verp ichten nur 
die Behörden des Bundes. Konkret 
gilt das z. B. für die verp ichtende 
Zugangseröffnung für De-Mail und 
den neuen Personalausweis. Das 
EGovG gilt für die Kommunen, wenn 
sie Bundesrecht ausführen und die 
jeweilige Vorschrift in ihrem Anwen-
dungsbereich nicht explizit auf Bun-
desbehörden beschränkt ist. In die-
sem Fall sind kommunale Behörden 
verp ichtet, elektronische Bezahl-
möglichkeiten einzurichten (Art. 1
§ 4 EGovG) und ab dem 1.7.2014 
einen elektronischen Zugang zu 
eröffnen (Art. 1 § 2 EGovG). Dabei 
sind mit dem Vorhandensein eines 
E-Mail-Postfaches und der Internet-
Bekanntgabe einer Bankverbin-
dung, über die Zahlungen online 
abgewickelt werden können, den 
Anforderungen des Gesetzes zu-
nächst Genüge getan. 

Das Bundesgesetz regelt daher 
nicht die vollständige Ausgestaltung 
elektronischer Verwaltung in den 
Ländern, sondern setzt allein infra-
strukturelle Mindeststandards. So-
weit das Gesetz nur die Behörden 
des Bundes verp ichtet, ist die frei-
willige Übernahme dieser Standards 
durch Länder und Kommunen je-
doch ausdrücklich erwünscht und in 
einigen Ländern auch beabsichtigt.

Eine Differenzierung der Umset-
zung für das Land einerseits und 
die Kommunen andererseits sollte 
aus Kostengründen und im Interes-
se der Bürgerinnen und Bürger und 
der Wirtschaft unbedingt verhindert 
werden.

Die Kommunen sind aufgeru-
fen, notwendige Bausteine einer 
E-Government-Rahmenplanung zu 
nennen. 

Umwelt,
Bau und
Planung

Elektronische Verwaltung
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regenvorsorge stehen und wie sie  
damit umgehen. In einem zweiten 
Schritt können zudem im Rahmen 
des Projektes KLIMPRAX (Klima-
wandel in der Praxis) ggf. weitere 
Unterstützungsangebote für Kom-
munen entwickelt werden. Somit 
dient die Befragung auch als Bedarfs-
erhebung.
Neben dem Hessischen Städtetag, 
dem Hessischen Städte- und Ge-
meindebund und dem Hessischen 
Landesamt für Naturschutz, Umwelt 
und Geologie sind an dem Projekt 
auch das Hessische Umwelt- und das 
Hessische Innenministerium sowie 
der Deutsche Wetterdienst beteiligt. 

Krankenstand in den Mitgliedstädten des Deutschen Städtetages  

(Ba) Zum 13. Mal hat der Deutsche 
Städtetag für das Jahr 2015 die krank-
heitsbedingten Fehlzeiten in seinen 
unmittelbaren Mitgliedstädten er-
hoben. Von den 199 unmittelbaren 
Mitgliedstädten haben sich 170 Städ-
te, das sind 85,4 %, an der Umfrage 
beteiligt. Insgesamt sind 338.618 
Beschäftigte in die Erfassung einbe-
zogen.
Für das Jahr 2015 zeigt der Kran-
kenstand wieder einen Anstieg der 
krankheitsbedingten Fehltage. Insge-
samt sind 8.317.075 Krankheitstage 
im Jahr 2015 angefallen. Dies ergibt 
auf der Basis von 365 Kalendertagen 
eine Quote von 6,73 % und entspricht 
gegenüber dem Jahr 2014 einem 
Anstieg der Krankenstandquote von 
0,32 Prozentpunkten. Letztmalig wur-
de eine derartige Steigerung im Jahr 

2013 ausgewiesen. Im Vorjahr konnte 
man noch einen leichten Rückgang 
der Quote um 0,02 Prozentpunkte ver-
zeichnen. Auf die insgesamt 338.618 
Beschäftigen entfallen unter Zugrun-
delegung der Gesamtfehltage damit 
durchschnittlich 24,45 Krankheitsta-
ge auf der Basis von 365 Kalenderta-
gen, d.h. inklusive Wochenenden und 
Feiertagen.
Unterschieden nach den Beschäf-
tigtengruppen liegt die Quote in der 
Kategorie „1-3 Krankheitstage“ bei 
den Beamtinnen und Beamten bei 
0,85 % und bei den Tarifbeschäf-
tigten bei 0,82 %. In der Kategorie  
„4-41 Krankheitstage“ liegt die Quote 
bei den Beamtinnen und Beamten bei 
2,81 % und bei den Tarifbeschäftigten 
bei 3,74 %. Eine Quote von 2,51 % bei 
Beamtinnen und Beamten und von 

2,31 % bei den Tarifbeschäftigten ist 
in der Kategorie „43 und mehr Krank-
heitstage“ zu verzeichnen. 
In einer nach Größenklassen diffe-
renzierten Betrachtung der Krank-
heitstage ergibt sich folgende Vertei-
lung: 24,16 % aller Fehltage (absolut 
2.009.486) sind in den Städten mit über 
500.000 Einwohnern angefallen. In 
den Städten mit 200.000 bis 500.000 
Einwohnern sind 33,09 % (absolut 
2.752.508) der Fehltage angefallen. 
20,30 % (absolut 1.688.231) der Fehl-
tage entfallen auf die Städte der Grö-
ßenklasse 100.000 bis 200.000 Ein-
wohner. Auf die Städte mit 50.000 bis 
100.000 Einwohnern entfallen 15,53 %  
(absolut 1.291.375) der Fehltage und 
6,92 % (absolut 575.475) auf die Städ-
te der Größenklasse unter 50.000 Ein-
wohnern.

Neropark, Wiesbaden, 27. Mai 2016
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Geht’s ums Auto, geh’ zu brass.

Automobil-Verkaufs-Gesellschaft
Joseph Brass GmbH & Co. KG
Mühlheimer Str. 311
63075 Offenbach
www.brass-gruppe.de

Ansprechpartner: 
Daniel Hartmann 
Telefon: 069 - 98 64 78 - 26
Fax: 069 - 98 64 78 - 133
E-Mail:  daniel.hartmann@brass-gruppe.de

EXKLUSIVE LEASINGANGEBOTE 
VON BRASS FÜR MITGLIEDER 
DES HESSISCHEN STÄDTETAGES

ASTRA K EDITION

UVP1  20.645,– €
Laufzeit (15.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,770 %

1.0 l Turbo, 74 kW (100 PS), 5-trg., Metallic, 
Parkpilot hinten, Klimaanlage, el. FH, 
Radio R 4.0 IntelliLink, Freisprecheinrich-
tung Bluetooth, Sitzheizung Fahrer u. 
Beifahrer, Lenkradheizung, Regensensor,
Bordcomputer, Geschwindigkeitsregler, 
Lenkradfernbedienung u. v. m.

159,– €Monatsrate

ASTRA K ST EDITION

UVP1  23.465,– €
Laufzeit (15.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,805 %

1.4 l Ecotec, 92 kW (125 PS), Kombi, Metallic, 
Parkpilot hinten, Klimaanlage, el. FH,
Radio R 4.0 IntelliLink, Freisprecheinrich-
tung Bluetooth, Sitzheizung Fahrer und 
Beifahrer, Lenkradheizung, Regensensor,
Bordcomputer, Geschwindigkeitsregler, 
Lenkradfernbedienung u. v. m.

189,– €Monatsrate

CORSA EDITION

UVP1    15.485,– €
Laufzeit (15.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,639 %

1.4 l, 66 kW (90 PS), 3-trg., Einparkhilfe, 
dritte Kopfstütze, Radio CD 3.0 BT mit 
Bluetooth Freisprecheinrichtung, Sicht-
Funktions ausstattung, Nebelscheinwerfer, 
Klimaanlage, Bordcomputer, Zentralver-
riegelung mit Funkfernbedienung u. v. m.

99,– €Monatsrate

INSIGNIA ST DIESEL EDITION

UVP1   33.900,– €
Laufzeit (15.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,617 %

1.6 l CDTi, 100 kW (136 PS), Kombi, Metallic, 
Einparkhilfe, Sicherheitsnetz, Radio-CD, 
Navi 900, IntelliLink, ZV mit Funkfernbedie-
nung, LED Tagfahrlicht, el. Parkbremse, 
Geschwindigkeitsregler, Bordcomputer, 
Lederlenkrad, Komfortsitze u. v. m.

209,– €Monatsrate

Alle €-Angaben sind Brutto-Preise inkl. Mehrwertsteuer. Auch andere Motorisierungen und Ausstattungen sind lieferbar. Irrtümer und Druckfehler vorbehalten. Abbildungen 
zeigen Sonderausstattungen. 1 UVP = Unverbindliche Preisempfehlung des Herstellers. Liefernebenkosten 395,– € werden ges. berechnet. 2 Ein exklusives Angebot der ALD Lease 
Finanz GmbH, Nedderfeld 95, D-22529 Hamburg für Mitglieder des Hessischen Städtetages, deren kommunale Behörden, deren Mitarbeiter und ehrenamtlich Tätige. 

Kraftstoffverbrauch in l/100 km innerorts: 8,2 – 4,6  ·  außerorts: 4,8 – 3,6  ·  kombiniert: 5,8 – 3,9  ·  CO2-Emissionen in g/km kombiniert: 161 – 104  ·  Effi zienzklassen: C – A+

MOKKA X EDITION

UVP1   25.590,– €
Laufzeit (15.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,930 %

1.6 l CDTi, 81 kW (110 PS), 5-trg., Metallic, 
Einparkhilfe, Klimaanlage, Radio R 4.0 
IntelliLink, Freisprech einrichtung m. 
Bluetooth-Schnittstelle, LM-Räder 17“, 
Nebelscheinwerfer, Lederlenkrad, el. FH 
u. v. m.

Monatsrate 238,– €

ZAFIRA EDITION 

UVP1   31.675,– €
Laufzeit (15.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,881 %

2.0 l CDTi, 96 kW (130 PS), Automatik, Metallic, 
Radio  CD300, Klimaanlage, el. FH, Parkpilot, 
Sitz- heizung Fahrer u. Beifahrer, Lederlenkrad 
beheizb., Regensensor, Geschwindigkeitsreg-
ler, NSW, Dachreling, Solar-Protect Wärme-  
schutzverglasung, Regensensor u. v. m.

Monatsrate 279,– €

CORSA EDITION
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Hessischer Städtetag spricht sich gegen den Entwurf des Hes-
sischen Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuches aus

(Sl) Im Frühjahr dieses Jahres hat 
die Hessische Landesregierung den 
Entwurf eines Hessischen Gesetzes 
zur Ausführung des Baugesetzbu-
ches (HAG-BauGB) vorgelegt. 

Auf Anregung des Hessischen Bau-
ernverbandes soll durch das Gesetz 
die Regelung einer erleichterten 
Umnutzung ehemaliger land- und 
forstwirtschaftlicher Gebäude ge-
schaffen werden. Hintergrund die-
ses Ansinnens ist die Entwicklung 
der Land- und Forstwirtschaft in 
Hessen, die in den letzten Jahrzehn-
ten einen umfangreichen Struktur-
wandel durch eine sinkende Zahl 
landwirtschaftlicher Betriebe erlebt. 
Mit dieser Entwicklung verbunden 
ist oftmals, dass die für die Land- 
und Forstwirtschaft errichteten Ge-
bäude nicht mehr für diese Zwecke 
benötigt werden und die betroffenen 
Eigentümer vor der Frage stehen, 
wie die leerstehenden und unge-
nutzten Gebäude zukünftig genutzt 
werden können. In Betracht kommt 
in der Regel nur eine Umnutzung in 
einen nicht nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB privilegierten Zweck. Die 
Umnutzung land- und forstwirt-
schaftlicher Gebäude ist jedoch 
unter bestimmten Voraussetzun-
gen begünstigt mit der Folge, dass 
dem Vorhaben bestimmte öffent-
liche Belange, wie die Darstellung 
des Flächennutzungsplanes oder 
die Beeinträchtigung der natürli-
chen Eigenart der Landschaft, nicht 
entgegengehalten werden können. 
Sofern die äußere Gestalt des Ge-
bäudes erhalten geblieben ist und 
einige weitere Voraussetzungen er-
füllt werden, können beispielsweise 
bis zu drei Wohnungen je Hofstelle 
zusätzlich geschaffen und diese 
Wohnungen unabhängig vom land- 
oder forstwirtschaftlichen Betrieb 
genutzt werden.

Das setzt aber voraus, dass die 
Aufgabe der bisherigen land- oder 
forstwirtschaftlichen Nutzung bei 

der Aufnahme einer neuen Nutzung 
nicht länger als sieben Jahre zu-
rückliegt (§ 35 Abs. 4 Nr. 1 Buchst. c  
BauGB). Hierzu hat der Bundesge-
setzgeber den Ländern jedoch die 
Möglichkeit eröffnet, diese Sieben-
Jahres-Frist durch eine landes-
rechtliche Regelung auszusetzen 
(§ 245b Abs. 2 BauGB). Von dieser 
Möglichkeit möchte der Hessische 
Gesetzgeber Gebrauch machen 
und vorschreiben, dass die Sieben-
Jahres-Frist als Voraussetzung für 
die Zulässigkeit der Änderung der 
Nutzung eines Gebäudes im Sinne 
des § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB nicht 
anzuwenden ist. 

Das Echo der Städte, die sich an 
der Umfrage des Hessischen Städ-
tetages zu dem Entwurf des HAG-
BauGB beteiligt haben, war kritisch. 
Diese Städte haben sich gegen das 
Streichen der Sieben-Jahres-Frist 
ausgesprochen. Das Streichen der 
Sieben-Jahres-Frist würde nach 
Ansicht der Städte die Gefahr einer 
sich ausweitenden baulichen Ent-
wicklung des Außenbereiches samt 
ihrer negativen Folgen (ungeord-
nete städtebauliche Entwicklung, 
Probleme mit der Erschließung und 
Infrastruktur, zusätzliches Lärm-
aufkommen, etc.) steigern und die 
gerade auch für den Ballungsraum 
Frankfurt/Rhein-Main notwendige 

Funktion des Außenbereichs gefähr-
den. Es bestünde die Gefahr, dass 
die Grenze zwischen Innen- und 
Außenbereich verschwimmt mit der 
Folge, dass neue Bauvorhaben nach 
§ 34 BauGB auch im Außenbereich 
rund um die umgenutzten landwirt-
schaftlichen Gebäude möglicher-
weise dann zulässig wären. Auch 
mit Blick darauf, dass andere im Au-
ßenbereich privilegierte Nutzungen 
nur mit einer Rückbauverpflichtung 
zulässig sind, sei zum Schutze der 
freien Landschaft vor Zersiedlung 
eine Umnutzung ohne jede zeitliche 
Befristung kritisch zu bewerten. Für 
den Außenbereich besteht gerade 
auch mit Blick auf die Ziele des Na-
turschutzes und der Landschafts-
pflege eine besondere Schutzbe-
dürftigkeit, die Gefahr läuft, durch 
die im Gesetzentwurf vorgesehenen 
Änderungen und der sich daraus 
ergebenden Folgen untergraben zu 
werden. 

Der Gesetzentwurf wurde als ein 
Thema in der letzten Sitzung des 
Präsidiums des Hessischen Städ-
tetages Anfang Juni behandelt. 
Den oben genannten Argumenten 
folgend hat sich das Präsidium des 
Hessischen Städtetages gegen den 
Entwurf des HAG-BauGB ausge-
sprochen.
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Aufhebung der Gebührenfreistellung 
bei Bauvorhaben des Landes Hessen 

(Sl) Das Land Hessen sowie der 
Landesbetrieb Bau und Immobi-
lien Hessen (wenn er Aufgaben der 
Bauherrschaft übernimmt) sind auf-
grund der Regelungen §§ 8, 9 des 
Hessischen Verwaltungskostenge-
setzes (HVwKostG) von der Zahlung 
von Baugenehmigungsgebühren 
sowie Auslagen befreit. 

Diese Gesetzeslage stellt die Un-
teren Bauaufsichtsbehörden und 
die sie tragenden Kommunen und 
Kreise hessenweit vor erhebliche 
Probleme, denn es sind hiervon 
nicht nur die Gebühreneinnahmen 
der Bauaufsichtsbehörden selbst 
betroffen. Vielmehr werden davon 
auch Kosten für bautechnische Prü-
fungen umfasst. Wenn im Rahmen 
eines Genehmigungsverfahrens ein 

Prüfstatiker eingeschaltet wird, was 
regelmäßig vorkommt, sind dessen 
Prüfgebühren von der Bauaufsicht 
zu tragen.
Die Gebührenfreistellung bei Bau-
vorhaben des Landes Hessen wi-
derspricht nach Auffassung des 
Hessischen Städtetages dem Sinn 
und Zweck des § 8 HVwKostG. 
Dieser besteht darin, dass eine 
Landesbehörde grundsätzlich an 
eine andere Landesbehörde keine 
Gebühren zu zahlen hat, weil Ge-
bührengläubiger und Gebühren-
schuldner der gleiche Rechtsträger 
sind und insofern Gläubiger- und 
Schuldneridentität vorliegt. Im Fall 
von Baugenehmigungsgebühren 
und entsprechenden Auslagen steht 
auf der einen Seite jedoch die Kom-
mune und auf der anderen Seite das 

Land. Die Annahme der Gebühren-
freiheit führt in derartigen Fällen zu 
erheblichen Mehrbelastungen der 
Kommunen und Kreise, die mit Blick 
auf die Begründung des Gesetzes 
nicht beabsichtigt sein kann. 

Das Präsidium des Hessischen 
Städtetages hat sich in seiner letzten 
Sitzung mit diesem Thema befasst 
und fordert, dass die Städte mit Un-
teren Bauaufsichtsbehörden sämtli-
che Gebühren sowie weitere Kosten, 
die bei ihnen aufgrund von Bauvor-
haben des Landes Hessen und der 
Bundesrepublik Deutschland sowie 
anderer Bundesländer anfallen, er-
stattet bekommen und spricht sich 
deshalb für eine entsprechende 
Änderung des Hessischen Verwal-
tungskostengesetzes aus. 

Mitgliederversammlung des Hessischen Städtetages

(Gi) Am 13. Oktober 2016 wird die 
Mitgliederversammlung des Hessi-
schen Städtetages in Hanau tagen. 
Ehrenamtliche und hauptamtliche 
Vertreter aus den Mitgliedstädten 
sind in den Congress Park Hanau 
eingeladen.

Wir freuen uns auf die für den Hes-
sischen Städtetag bedeutende 
Veranstaltung. Die Mitgliederver-
sammlung wird über die Zusam-
mensetzung von Hauptausschuss, 
Präsidium und Ausschüssen sowie 
über Satzungsänderungen ent-
scheiden.

Die Gremien setzen sich nach den 
Ergebnissen der Kommunalwahl in 
2016 entsprechend der Proportio-
nen der gewählten Stadtverordne-
ten in unseren Mitgliedstädten zu-
sammen.

Ein abwechslungsreicher Verlauf der 
Versammlung mit spannenden Vor-

trägen ist geplant. Wir erwarten, dass 
der Staatsminister im Kanzleramt Dr. 
Helge Braun klar positionieren wird, 
dass die Herausforderung, Flüchtlin-
ge in Deutschland zu integrieren, nur 
in der Verantwortungsgemeinschaft 
von Bund, Land und Kommune zu 
bewältigen ist. Ob der Hessische In-
nenminister Peter Beuth die gleiche 
Haltung einnehmen wird oder eine 
davon abweichende Meinung ver-
tritt, können die Delegierten der Mit-
gliederversammlung seinen Worten 
unmittelbar danach entnehmen. 
Unterhaltsam wird sicher der Auftritt 
von Walter Renneisen werden, der 
zu den Besonderheiten der Hessen 
in Deutschland berichten wird. Und 
auch der Geschäftsbericht unseres 
Verbandes für die Periode 1.1.2014 
bis 30.6.2016 wird Gegenstand der 
Versammlung sein.

Wir freuen uns über die Zusage so 
prominenter Referenten und ganz 
besonders darüber, wenn so viele 

Delegierte wie in den vergangenen 
Jahren aus unseren Mitgliedstäd-
ten an der Mitgliederversammlung 
teilnehmen. Unmittelbar nach der 
Versammlung werden sich die Mit-
glieder des neu gewählten Haupt-
ausschusses zu ihrer konstituie-
renden Sitzung treffen. Das neu 
zusammengesetzte Präsidium wird 
ebenso verfahren und aus seiner 
Mitte Präsident oder Präsidentin 
und Ersten Vizepräsident oder Erste 
Vizepräsidentin bestimmen. Kom-
men Sie nach Hanau, die Reise lohnt 
sich.

Congress Park Hanau - Ort der Mitglie-

derversammlung 2016 des Hessischen 

Städtetages
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Mitglieder der regionalen Arbeitsgemeinschaften 
erwarten Senkung des Kreisumlagehebesatzes

(JD) Die Bürgermeister der regionalen Arbeitsgemeinschaf-
ten im Hessischen Städtetag, der AG MITTE, AG NORD und 
AG SÜD haben sich anlässlich ihrer Sitzungen während 
der ersten Julihälfte in Dillenburg, Melsungen und Heusen-
stamm dafür ausgesprochen, dass ihre jeweiligen Landkrei-
se den Kreisumlagehebesatz 2017 senken. Grund dafür sind 
ihre gestiegenen Kreisschlüsselzuweisungen, der massive, 
aus mehreren Ursachen rührende Aufwuchs ihrer Umlage-
grundlagen und die zusätzlichen Zuweisungen des Bundes 
für die Kosten der Unterkunft im Rahmen der Kreisaufgaben 
für das Sozialgesetzbuch – SGB II.

Die Sitzungsleitung hatte für die AG MITTE Bürgermeister 
Merle aus Butzbach, für die AG NORD Bürgermeister Börner 
aus Gudensberg und für die AG SÜD Bürgermeister Hunkel 
aus Neu-Isenburg.

Klar ist für die Bürgermeister, dass sie standardisierte Ver-
fahren benötigen, um nach allgemeinen und möglichst einfa-
chen Kriterien die Festsetzung der Hebesätze für Kreis- und 
Schulumlage überprüfen zu können. Die Bürgermeister hal-
ten die Deckelung der Kreis- und Schulumlage für das rich-
tige Mittel. Sollte die Deckelung fallen, bereitet ihnen dies 
große Sorge.

Der gastgebende Bürgermeister der AG MITTE, Dillenburgs 
Michael Lotz wies auf eine besondere Situation der Schutz-
schirmkommunen hin. Gelänge es ihnen, wie jetzt in Dillen-
burg im ersten Schritt der Fall, dreimal hintereinander einen 
ausgeglichenen Jahresabschluss vorzulegen, seien sie aus 
den Schutzschirm-Verpflichtungen entlassen. Dies gelinge 
aber nur, wenn sie auch das Testat der Rechnungsprüfer hät-
ten. „Die Rechnungsprüfungsämter der Landkreise sind ge-
fordert, die Schutzschirmkommunen zeitnah zu prüfen. Eine 
Entlassung aus dem Schutzschirm darf nicht an fehlender 
Prüfung scheitern.“

Bei der Gewährung verkaufsoffener Sonntage verfährt das 
Land Rheinland-Pfalz anders als das Land Hessen: Statt ei-
ner Allgemeinverfügung werden dort Rechtsverordnungen 
von den Kommunen erlassen. Limburgs Erster Stadtrat Mi-
chael Stanke: „Dies schafft eine Wettbewerbsverzerrung zu 
Lasten des grenznahen hessischen Einzelhandels.“ 

Froh sind die AG-Mitglieder, wenn die Landesregierung 
ein gar zu alltägliches Problem besser löst als bisher vor-
gesehen: Die Toilettenpflicht für Gaststätten dürfe nicht nur 
dort gelten, wo alkoholische Getränke ausgeschenkt wer-
den. Und noch einmal die Gaststätten: Die Bürgermeister 
sprechen sich für eine längere Sperrzeit zwischen zwei und 
sechs Uhr aus – aber nur, wenn die Städte gestalten und die 
Sperrzeit nach örtlichem Bedarf auch kürzer festsetzen dür-
fen.

Streiten für solide gemeindliche Finanzen: 1. Reihe von 

links nach rechts: Gastgeber Bürgermeister Michael Lotz 

aus Dillenburg, GF Direktor Stephan Gieseler, Hessischer 

Städtetag, Stellvertretender Vorsitzender der AG Mitte Bür-

germeister Michael Merle, Butzbach, Bürgermeister Mario 

Schramm, Haiger

2. Reihe von links nach rechts: Bürgermeister Martin Huß-

mann, Bad Schwalbach, 1. Stadtrat Michael Stanke, Lim-

burg, Direktor Dr. Jürgen Dieter, Hessischer Städtetag

Der Stadtverordnetensitzungssaal im Heusenstammer Rat-

haus als Tagungsort der AG Süd. Am Vorstandstisch von 

links: Gastgeber Bürgermeister Halil Öztas aus Heusen-

stamm, Vorsitzender Herbert Hunkel aus Neu-Isenburg, 

sowie von der Geschäftsstelle Direktor Dr. Jürgen Dieter 

und GF Direktor Stephan Gieseler.

Nach der Sitzung der AG Nord auf dem beliebten Melsunger 

Wochenmarkt von links: Bürgermeister Frank Börner aus 

Gudensberg, an diesem Tag Sitzungsleiter, Bürgermeis-

ter Hartmut Spogat aus Fritzlar, Stadtrat Detlef Schwier-

zeck aus Schwalmstadt, Bürgermeister Volker Steinmetz, 

GF Direktor Stephan Gieseler, die Bürgermeister Rüdiger 

Heß aus Frankenberg, Marcel Pritsch-Rehm aus Borken, 

Dr. Nico Ritz aus Homberg und Gastgeber Markus Bouc-

sein aus Melsungen, die Inhaberin des Marktstandes Frau 

Christine Althans und Direktor Dr. Jürgen Dieter.

Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2014

Termin Veranstaltung Zeit Ort

06.03.2014 Präsidium und Hauptausschuss 09:00 Hünfeld

12.03.2014 AG Nord 09:30 Hünfeld

19.03.2014 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Rüsselsheim

26.03.2014 AG Jugend 10:00 Fulda

27.03.2014 AG Recht 10:00 Kassel

28.03.2014 Bau- und Planungsausschuss 10:00 Oberursel

28.03.2014 Ausschuss für Umwelt und Forsten 10:00 Oberursel

10.04.2014 AG Steuern 10:00 Darmstadt

06.05.2014 AG Vermessung und Liegenschaft 09:30 Gießen

06.05.2014 AG Personal 10:00 Frankfurt

08.05.2014 Mitgliederversammlung 10:00 Fulda

15.05.2014 AG Umwelt 10:00 Offenbach

20.05.2014 AG Frauenbeauftragte 10:00 Marburg

12.06.2014 Präsidium 09:00 Limburg

18.06.2014 AG Mitte 09:30 Haiger

02.07.2014 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Gießen
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Hessischer Städtetag  |  Informationen 7-8/2016

Bürgermeister Dr. Gerald Näser verstorben
Mit tiefer Bestürzung haben wir 
vom plötzlichen Tod Dr. Gerald 
Näsers erfahren.

Dr. Gerald Näser, kompetenter 
und engagierter Bürgermeister 
der Stadt Schwalmstadt, war Mit-
glied im Hauptausschuss und der 
Arbeitsgemeinschaft Nord der 
kreisangehörigen Bürgermeister 
des Hessischen Städtetages.

Er wurde nur 52 Jahre alt.

Unser Mitgefühl gilt seiner Ehe-
frau und seinen Kindern.

Begegnungen und Gespräche 
mit Dr. Gerald Näser waren im-
mer angenehm. Gern erinnern wir 
uns an viele Gespräche mit ihm, 
die immer an der Sache orientiert 
waren. Sein freundliches Wesen 
hat dabei stets das Miteinander 
positiv geprägt.

Herr Dr. Näser war während sei-
ner kommunal- und regional-
politischen Tätigkeit mit dem 
Hessischen Städtetag eng ver-
bunden. Die Interessen der Stadt 
Schwalmstadt waren ihm bei 
der Entwicklung kommunaler 

Positionen gegenüber der Lan-
desregierung stets ein wichtiges 
Anliegen.

Der Trauer in den Organen 
und der Verwaltung der Stadt 
Schwalmstadt schließt sich der 
Hessische Städtetag mit seinen 
Gremien an. Wir werden Bürger-
meister Dr. Gerald Näser ein eh-
rendes und dankbares Gedenken 
bewahren.

Rüsselsheim am Main ist die Hessentagsstadt 2017

(Hm) Mit der feierlichen Übergabe 
der Hessentagsfahne ist Rüssels-
heim am Main jetzt „die“ Hessen-
tagsstadt. Patrick Burghardt, Ober-
bürgermeister der Stadt und Erster 
Vizepräsident des Hessischen Städ-
tetages, sowie das Hessentagspaar 
Selma Kücükyavuz und Marcel 
Sedlmayer nahmen am 29. Mai 2016 
die Fahne beim Hessentagsumzug 
2016 in Herborn in Empfang. 

OB Patrick Burghardt sagte: „Her-
born war ein großartiger Gastgeber 
und hat die Besucherinnen und Be-
sucher sehr freundlich empfangen. 
Von der tollen Atmosphäre und dem 
abwechslungsreichen Programm 
des Landesfests, das Herborn auf 
die Beine gestellt hat, konnte ich mir 
an acht Tagen auch selbst ein Bild 
machen. Umso mehr steigt jetzt bei 
uns die Freude, dass es 2017 auch 
in Rüsselsheim am Main so weit sein 
wird und wir den Hessentagsgästen 
zeigen können, was unsere Stadt zu 
bieten hat. Unser Ziel ist es, ein un-
vergessliches Fest zu gestalten und 
Rüsselsheim am Main mit seinen 
oftmals unbekannten Seiten zu prä-
sentieren. Dabei wird die Lage am 
Main eine wichtige Rolle spielen.“ 

Rüsselsheim am Main hat sich zwei 
Leitthemen gesetzt: Die Weiter-
entwicklung von der Arbeiterstadt 
zum Technologiestandort sowie die 
Internationalität Rüsselsheims am 
Main. Diese würden bei der Pro-
grammplanung in unterschiedlichen 
Facetten berücksichtigt.

Der Hessentag 2017 findet vom 9. 
bis 18. Juni 2017 in Rüsselsheim 
am Main statt. Informationen über 
die fortschreitenden Planungen gibt 
es in Facebook und auf dem städ-
tischen Internetauftritt unter www.
ruesselsheim.de.
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Hessischer Städtetag  |  Informationen 7-8/2016

Termin Veranstaltung Zeit Ort

06.09.2016 AK IT 10.00 Darmstadt 

13.09.2016 Ausschuss f. Umwelt u. Forsten 10.00 Darmstadt

13.09.2016 Aus. f. Wirtschaft, Verkehr u. Energie 10.00 Darmstadt

13.09.2016 AK Controlling 10.00 Kelsterbach

15.09.2016 Präsidium + Hauptausschuss 10:00 Kassel

21.09.2016 Sonderausschuss Gesundheit 09.00 Marburg 

21.09.2016 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Hanau  

26.09.2016 AG Kultur Hanau 

27.09.2016 AK Asyl 10:00 HdkS 

04.-05.10.2016 AG Jugendamtsleiter 18.00 Wetzlar

05.10.2016 AG Hochbauamtsleiter 10.00 Fulda

06.10.2016 AG Rechtsamtsleiter 10.00 Pfungstadt

06.10.2016 AG Ordnungsamtsleiter 10.00 Fulda

10.10.2016 AG Sozialamtsleiter 10.00 Neu-Isenburg 

13.10.2016 Mitgliederversammlung 09.00 Hanau
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Teilnahmebedingungen
Teilnahmeberechtigt sind alle Sport- und Fußballvereine mit Flüchtlings-
mannschaften im Bereich des Geschäftsgebietes von GVV-Kommunal 
in Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz (ohne Landesteil Pfalz), Hessen, 
Saarland, Berlin, Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Schleswig-Holstein 
sowie Baden-Württemberg (nur Landesteil Hohenzollern-Sigmaringen).

Integration fördern
               und Trikotsatz gewinnen!

www.gvv.de

GVV-Kommunalversicherung VVaG · Aachener Str. 952–958 · 50933 Köln

Integration liegt uns am Herzen.
Unter dem Motto „Aus Fremden werden Freunde“ haben wir
unseren diesjährigen Ehrenamtspreis ausgelobt und damit Projekte 
ausgezeichnet, die sich der Integration von Zuwanderern oder dem 
Miteinander der Kulturen widmen.

Unter den Preisträgern waren auch drei Vereine, die mit sportlichen 
Aktivitäten die Integration unterstützen. Dieses Engagement möchten 
wir weiter fördern und verlosen nun 11 Fußball-Trikotsätze für 
Flüchtlingsmannschaften.

So machen Sie mit!
Sie sind ein Verein mit einer Flüchtlingsmannschaft, die 
mit dem GVV-Trikot auflaufen könnte? Dann senden Sie 
einfach eine E-Mail an ehrenamtspreis@gvv.de mit 
dem Betreff „Aus Fremden werden Freunde“ unter 
Angabe des Vereinsnamens und Ihrer Kontaktdaten.

Unter allen Einsendungen verlosen wir 11 Fußball- 
Trikotsätze für 15 Spieler (inklusive Hosen, Stutzen, 
Trainingsbälle und Trikottaschen). Einsendeschluss ist 
der 31. August 2016.

GVV-Anzeige_Integration_15.06.2016.indd   1 15.06.16   23:26



Es gibt viele Richtungen, 
aber nur einen richtigen Weg. 
juris Kommune
juris stellt für Fachanwender in Verwaltungen und Verbänden digitale Rechtsin-
formationen in höchster Qualität bereit. juris Kommune ist dabei speziell auf die 
Anforderungen in Kommunalverwaltungen zugeschnitten. Hochaktuelle, rechts-
sichere Informationen, transparentes Kostenmanagement und einfaches Handling 
sind die Pluspunkte. Schreiben Sie uns eine E-Mail unter vertrieb@juris.de oder 
rufen Sie uns an: 0681 58 66 44 77. Gerne beraten wir Sie!

www.juris.de/kommune

Mitglieder des Hessischen 
Städtetages e.V. erhalten 
Sonderkonditionen
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